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Ratspräsident Jürg Sulser: Eintreten auf Volksinitiativen ist obligatorisch. Wir 

haben eine freie Debatte beschlossen. Wir führen zuerst die Grundsatzdebatte zur 

Volksinitiative. Es liegt einem Minderheitsantrag von Kathrin Wydler und Mit-

unterzeichnenden vor, die Volksinitiative abzulehnen und einen Gegenvorschlag 

auszuarbeiten.  

 

Karin Fehr Thoma (Grüne, Uster), Präsidentin der Kommission für Bildung und 

Kultur (KBIK): Die Kommission für Bildung und Kultur, KBIK, hat die Förder-

klassen-Initiative an insgesamt fünf Sitzungen behandelt. Sie hat dazu auch Ver-

treterinnen des Initiativkomitees angehört.  

Um was geht es bei der Förderklassen-Initiative? Die Initiative wurde in Form der 

allgemeinen Anregung eingereicht. Sie verlangt, dass alle Kinder im Kanton Zü-

rich bei Bedarf Zugang zu heilpädagogisch geführten Förderklassen haben sollen. 

Dabei wird zum einen an Schülerinnen und Schüler gedacht, die für ihre Entfal-

tung kleine Lerngruppen benötigen, zum anderen an Kinder und Jugendliche, die 

wegen ihres auffälligen Verhaltens nicht oder vorübergehend nicht in eine Regel-

klasse integriert werden können. Die Förderklassen sollen vorübergehend, min-

destens aber für ein Semester, besucht werden. Der Unterricht soll sich am Lehr-

plan 21 orientieren. Er soll möglichst im gleichen Schulhaus stattfinden. Die 

Schulpflege entscheidet über die Zuteilung und überprüft die Durchlässigkeit re-

gelmässig. Die Förderlehrpersonen tragen die volle Klassenverantwortung für 

ihre Klassen. Für Kanton und Gemeinden soll die Initiative kostenneutral umge-

setzt werden.  

Um was geht es beim Gegenvorschlag? Wie die Initiative ist auch der Gegenvor-

schlag der Regierung in Form der allgemeinen Anregung formuliert. Gemeinden 

sollen erweiterte Lernräume schaffen können. Damit können Schülerinnen und 

Schüler bedarfsgerecht gefördert werden, und die Regelklassen werden dadurch 

entlastet. Die dafür notwendigen Regelungen seien im Kanton Zürich zu erlassen. 

Die Bildungsdirektion hat dazu bereits 2023 eine Vernehmlassung durchgeführt, 

das Echo war positiv.  

Was beantragt Ihnen nun die KBIK? Die KBIK beantragt Ihnen mit 8 zu 7 Stim-

men, die Regierung mit der Ausarbeitung einer Vorlage zu beauftragen, die dem 

Begehren der Förderklassen-Initiative entspricht. Warum? Für die Kommissions-

mehrheit ist der Handlungsbedarf zur Weiterentwicklung der integrativen Schule 

gegeben, die Unruhe in den heutigen Klassenzimmern sei beträchtlich. Die reprä-

sentativen Umfragen zur integrativen Schule bestärken sie in ihrer Analyse. Es 

gebe Schülerinnen und Schüler, die in kleinen Lerngruppen gezielter gefördert 
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werden können. Auch der Unterricht in der Förderklasse wird sich am Lehrplan 

21 orientieren. Zudem wird die Zuteilung zur Förderklasse regelmässig überprüft. 

Beides zusammen mache eine Rückkehr in die Regelklasse möglich. Für die Klas-

senlehrperson sei es eine Entlastung, wenn sie die Verantwortung für die betroffe-

nen Kinder der Förderlehrperson übertragen können. Heute in den Regelklassen 

eingesetzte Mittel können für die Förderklassen zur Verfügung gestellt werden. 

So würde die kostenneutrale Umsetzung der Initiative möglich.  

Der regierungsrätliche Gegenvorschlag stellt für die Kommissionsmehrheit keine 

Alternative zur Förderklassen-Initiative dar. Erweiterte Lernräume würden die 

betroffenen Schülerinnen und Schüler erfahrungsgemäss nicht im selben Ausmass 

fördern. Auch seien sie keine wirkliche Entlastung für die Klassenlehrpersonen.  

Wie sieht die Position der Kommissionsminderheit aus? Diese sieht mit der För-

derklassen-Initiative die integrative Schule infrage gestellt. Die Handlungsspiel-

räume der Gemeinden werden mit der Initiative eingeschränkt statt erweitert. Die 

Eckwerte der Initiative, wie die Rückkehr in die Regelklassen, die Klassenfüh-

rung durch geschulte Förderlehrpersonen, der Unterricht im selben Schulhaus und 

die Kostenneutralität, liessen sich in der Praxis nicht ohne negative Auswirkungen 

einlösen. Die Minderheit versteht nicht, wie sich die Kommissionsmehrheit über 

die ablehnenden Stellungnahmen der Lehrerinnen- und Lehrer-, Schulführungs- 

und Fachverbände sowie der Elternmitwirkungsorganisation zur Förderklassen-

Initiative hinwegsetzen kann. Schulentwicklung sei nur zusammen mit dem 

Schulfeld und den Eltern möglich. Die Erfahrungen vieler Schulen mit erweiter-

ten Lernräumen zeigen, dass diese anspruchsvolle Klassensituation unkompliziert 

und ohne länger andauernde Separierung der betroffenen Kinder und Jugendli-

chen entschärft werden kann. Deshalb unterstützt die Kommissionsminderheit 

den Gegenvorschlag der Regierung. Im Namen der KBIK danke ich Ihnen, wenn 

Sie deren Antrag auf Ausarbeitung einer Umsetzungsvorlage durch die Regierung 

unterstützen.  

Gerne zeige ich Ihnen noch das weitere Vorgehen nach dem heutigen Kantons-

ratsbeschluss auf, ich erhielt in den letzten Tagen verschiedenste Mails, Telefo-

nate auch von Medienschaffenden, denen das weitere Vorgehen nicht klar war. 

Sollte der Kantonsrat heute die Regierung mit der Ausarbeitung einer Umset-

zungsvorlage beauftragen, muss diese dem Kantonsrat bis spätestens Mitte No-

vember 2025 Bericht und Antrag zur Umsetzungsvorlage unterbreiten. Der Kan-

tonsrat wiederum muss anschliessend bis spätestens Mitte Juni 2026 über die Um-

setzungsvorlage entscheiden. Sollte der Kantonsrat dann einer Umsetzungsvor-

lage zustimmen, ist das fakultative Referendum gegen diesen Kantonsratsbe-

schluss möglich. Eine Volksabstimmung hätte bis spätestens Mitte Januar 2027 

zu erfolgen. Würde der Kantonsrat die in Auftrag gegebene Umsetzungsvorlage 

ablehnen, würde ebenfalls bis spätestens Mitte Januar 2027 eine Volksabstim-

mung über die Initiative durchgeführt werden müssen.  

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wenn Sie den KBIK-Antrag unter-

stützen. 
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Anita Borer (SVP, Uster): Mit der Integration um jeden Preis haben wir der in-

tegrativen Volksschule einen Bärendienst erwiesen. Ich sage es heute gerne noch-

mals: Wir wollen wieder zu den Besten gehören. Es braucht wieder Klein- bezie-

hungsweise Förderklassen als niederschwelliges Angebot zwischen den Regel-

klassen und den gänzlich separat geführten Sonderschulen. Davon profitieren in 

erster Linie unsere Kinder, jedoch auch die Lehrerinnen und Lehrer und die Ge-

meinden. Letztlich erhöht es nämlich die Qualität unserer Volksschule, davon 

sind wir überzeugt.  

Nachdem der Kantonsrat die Motion «Regelklassen endlich wirksam entlasten» 

(KR-Nr. 39/2024) überwiesen hat, können wir nur mit der Förderklassen-Initiative 

unserem Anliegen nochmals Nachdruck verschaffen. Warum ist das Anliegen 

wichtig, warum ist es wichtig, diesen Schritt zu machen? Die integrative Schule 

stösst an ihre Grenzen. Wer die Augen davor verschliesst und das schönredet, hat 

den Bezug zur Basis definitiv verloren. Die enorme Zuwanderung ist sicher eine 

der grössten Herausforderungen der Schule im Zusammenhang mit der Integra-

tion. In vielen Schulen sind diejenigen, die als Muttersprache Deutsch sprechen, 

in der Minderzahl. Allein unter diesem Aspekt betrachtet, ist es wahnsinnig, was 

sie in unseren Schulen leisten; hiermit auch mein Respekt und Dank. Umso inten-

siver wird es, wenn die Schule insbesondere auch noch stark verhaltensauffällige 

Kinder in die Regelklassen integrieren muss. Kein Wunder, stösst das System an 

Grenzen, und da ist es nun an uns, endlich zu handeln.  

Die Versprechen, nämlich dass die Zahl der extern in Sonderschulheimen be-

schulten Sonderschüler sowie die entsprechenden Kosten mit der integrativen 

Schule reduziert werden könnten, wurden nicht eingehalten. Seit Jahren steigen 

in allen Bereichen die Kosten, ohne dass die Qualität des Unterrichts besser wird, 

im Gegenteil: Inzwischen leiden sowohl die Kinder als auch die Lehrerinnen und 

Lehrer unter diesem System. Es ist ein Fakt, es gibt verhaltensauffällige Schüle-

rinnen und Schüler, die den Unterricht so stark stören, dass das Leistungsniveau 

der ganzen Klasse negativ beeinflusst wird. Beispiele gibt es unzählige. Nie habe 

ich in meiner Politik-Tätigkeit so viele Rückmeldungen von betroffenen Bürge-

rinnen und Bürgern erhalten wie zu diesem Thema. Eltern, Lehrerinnen, Lehrer, 

unzählige Leute haben sich gemeldet, die mit Klein- beziehungsweise Förderklas-

sen nämlich auch gute Erfahrungen gemacht haben, beste Erfahrungen gemacht 

haben, und nun sehen, dass das System mit der zwanghaften Integration versagt. 

All die Studien, die ich bei der Überweisung unserer Motion «Regelklassen end-

lich wirksam entlasten» genannt habe, beweisen, dass es Anpassungen am System 

braucht. Diese Studien erwähne ich jetzt hier nicht nochmals, gebe Ihnen aber 

gerne die Links dazu, falls gewünscht.  

Von unserem Anliegen profitieren alle. Erstens profitieren Schülerinnen und 

Schüler in der Regelklasse, da der Unterricht strukturierter und störungsfreier ab-

laufen kann. Zweitens können Kinder mit Lern- oder Verhaltensauffälligkeiten 

für eine bestimmte Zeit aus der Regelklasse herausgenommen werden, ohne im 

Klassenverbund stigmatisiert oder in teuren Sonderschulen ganz separiert zu wer-

den. Drittens: Lehrerinnen und Lehrer werden entlastet, das wirkt dem vielbeklag-
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ten Lehrermangel entgegen. Viertens: Gemeinden erhalten mit der Initiative zu-

sammen mit der bereits überwiesenen Motion die nötige Flexibilität, um ihre Res-

sourcen dort einzusetzen, wo sie es für nötig halten. Fünftens: Wir sparen mittel- 

und langfristig Kosten ein oder können mindestens das Aufwandwachstum brem-

sen, denn Kinder, die in Kleinklassen unterrichtet werden können, werden nicht 

in teure Sonderschulen oder noch teurere Einzelsettings eingeteilt. Das passiert 

heute viel zu oft ganz einfach deshalb, weil die Schulen am Limit sind und nicht 

mehr integrieren können. Natürlich hoffen wir, dass die teure Sozialmaschinerie, 

die unzählige Therapiemassnahmen nach sich zieht, damit ebenfalls etwas einge-

dämmt werden kann. Wir müssen aufhören, die Kinder zu pathologisieren.  

Das Argument, dass die Gemeinden ja auch schon heute Kleinklassen bilden 

könnten, mag ich nicht mehr hören. Ja, theoretisch könnten sie es, nur haben sie 

faktisch keine Ressourcen dafür, weil sie dafür die bestehenden, ihnen zugeteilten 

Vollzeiteinheiten einsetzen müssten. Währenddem müssen sie einen bestimmten 

Anteil der ihnen zugeteilten Vollzeiteinheiten für die integrative Förderung ein-

setzen. Schon klar, haben sie dann keine Ressourcen mehr, um Klein- beziehungs-

weise Förderklassen zu bilden.  

In dem Zusammenhang möchte ich auch kurz ein Wort an die Verbände richten, 

die sich gegen die Initiative stemmen: Ich kann Sie, von Ihrer Warte aus betrach-

tet, irgendwie verstehen. Die Initiative, wie übrigens auch die bereits überwiesene 

Motion, verlangen eine Änderung im System. Das bedeutet Veränderungen und 

löst damit automatisch – das ist die menschliche Natur – bei denen, die das System 

betreuen und darin engagiert sind, Widerstand und allenfalls Ängste aus. Nur 

möchte ich Sie bitten, auch einmal den Blickwinkel zu wechseln. Bringt das ak-

tuelle System mit der Integration um jeden Preis die besten Schülerinnen und 

Schüler hervor? Hilft es tatsächlich den guten wie auch den schulisch weniger 

guten Kindern? Und bekommen sie wirklich die Unterstützung, die sie benötigen, 

um sich weiterzuentwickeln? Ich meine klar, nein, und ich bin bei Weitem nicht 

die Einzige. Nur darum haben die Initiative wie auch die bereits überwiesene Mo-

tion hier drin eine Chance. Und übrigens, davon bin ich überzeugt, hat die Initia-

tive auch bei einem grossen Teil der Bevölkerung eine gute Chance.  

Wir wollen ein pragmatisches Schulsystem ohne ideologische Verblendung. Dazu 

müssen wir unsere Scheuklappen abnehmen. Für uns stehen die Kinder im Fokus. 

Sie sollen die bestmögliche Schulbildung erhalten und nicht frustriert werden. 

Wie einleitend gesagt: Wir wollen wieder zu den Besten gehören. Klein- bezie-

hungsweise Förderklassen sollen darum eine Ergänzung sein. Mit keinem Wort 

haben wir gesagt, dass das bedeutet, dass kein integrativer Unterricht mehr statt-

finden kann oder soll. Wer das behauptet, irrt und hört nicht zu, und darum sage 

ich es an dieser Stelle deutsch und deutlich: Ein Kind mit physischer Beeinträch-

tigung zum Beispiel kann in vielen Fällen gut in die Regelklasse integriert wer-

den, das ist ja klar. Doch wir sind natürlich auch nicht die Lobby der Sozialin-

dustrie, diesen Verdacht ziehen wir ja glücklicherweise sowieso nicht auf uns.  

Den Gegenvorschlag des Regierungsrates lehnen wir ab. Er würde die Regelklas-

sen nicht wirksam entlasten, weil die Fallführung bei den Lerninseln weiterhin 

bei der Klassenlehrperson wäre. Die Lerninseln, die der Gegenvorschlag will, 
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können auch mit der Förderklassen-Initiative umgesetzt und geführt werden. 

Kleinklassen hingegen ersetzen teure externe Sonderschulungen und Einzelförde-

rungen auf pragmatische Art und Weise.  

Ich komme zum Fazit: Mit der Förderklassen-Initiative erhält die Schule wieder 

mehr Möglichkeiten, nicht mehr und nicht weniger. Vor über zehn Jahren hat die 

SVP bereits mit einem Vorstoss hier im Kantonsrat versucht, Klein- beziehungs-

weise Förderklassen als Ergänzung wieder zu ermöglichen. Damals sind wir ge-

scheitert, weil wir keine Mehrheiten hatten. Umso mehr freut es mich, dass wir 

heute endlich diesen Meilenstein erreichen und offensichtlich alle ein bisschen 

schlauer geworden sind; das, was ich nicht nur unseren Schülerinnen und Schü-

lern, sondern uns allen von Herzen wünsche. Unterstützen Sie die Förderklassen-

Initiative und lehnen Sie den wirkungslosen Gegenvorschlag, der auch so schon 

umgesetzt werden kann, ab. Besten Dank. 

 

Sibylle Jüttner (SP, Andelfingen): Wir als SP lehnen diese vielleicht gut gemeinte, 

aber schlecht gemachte Initiative dezidiert ab, und zwar aus folgenden Gründen, 

ich beginne mit dem Guten: Gut gemeint ist daran, dass es für die Lehrkräfte eine 

Entlastung braucht, weil es immer wieder zu Situationen kommt, in denen Kinder 

den Unterricht so stark stören, dass ein geregeltes Unterrichten nicht mehr mög-

lich ist. Gut gemeint ist daran auch, dass solche Kinder die nötige Unterstützung 

durch fachausgebildete Heilpädagoginnen und -pädagogen bekommen sollen. 

Dass wir als SP die Ressourcen der Lehrerinnen und Lehrer im Kanton Zürich 

stärken wollen, steht für uns ausser Frage. Dies wollen wir aber über den neuen 

Berufsauftrag machen, wo ich Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der ande-

ren Ratsseite, gerne noch einmal aufrufen möchte, die Forderungen des Zürcher 

Lehrinnen- und Lehrerverbandes (ZLV) ernst zu nehmen und im neuen Berufs-

auftrag mit unserer Seite zusammen auch mitzutragen.  

Der Weg, den die Initiative vorschlägt, ist aber der falsche. Zudem verspricht und 

fordert diese Initiative Dinge, die nicht umsetzbar und einlösbar sind. Auch wenn 

die Initiative als allgemeine Anregung gehalten ist, können Sie nicht mehr hinter 

die Versprechen zurück, nämlich, dass Ihr Vorschlag keine zusätzlichen Kosten 

verursachen darf, also kostenneutral für Kanton und Gemeinden sein muss, dass 

alle Gemeinden bei Bedarf eine Förderklasse führen müssen und diese von einer 

heilpädagogischen Fachperson geführt werden muss. Die separierten Kinder müs-

sen mindestens während eines Semesters dort verbleiben, und nach oben gibt es 

zeitlich keine Beschränkung. Und trotzdem muss immer eine Durchlässigkeit 

zwischen Förder- und Regelklasse gewährleistet sein. Dass dies alles so nicht 

funktioniert, wissen Sie, seien sie ehrlich, doch sicher selbst. 

Ich beginne mit einem kleinen, aber teuren und gar nicht so unwichtigen Detail: 

Woher soll der Schulraum kommen, sollte die Förderklasse doch idealerweise im 

gleichen Schulhaus ihren Platz erhalten? Für kleine Schulgemeinden wird es sehr 

schwierig. Findet man genug Kinder für eine ganze Förderklasse? Wenn nicht, 

wird diese dann altersdurchmischt geführt? Dann braucht es aber bald eine Super-

woman oder einen Superman als Heilpädagogen, da diese Person ja dann mit einer 

ganzen Klasse altersdurchmischter und verhaltensinteressanter Kinder dieselben 
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Lernziele wie die Regelklasse erreichen soll, da die Durchlässigkeit ja gewähr-

leistet werden muss. Viel wahrscheinlicher ist es doch, dass man über mehrere 

Schulhäuser hinweg solche Klassen bildet, zumal, wie oben erwähnt, der Schul-

raum ein Problem darstellt. Und das bedeutet, dass diese Kinder mit Schulbussen 

herumgekarrt werden müssen und die Separation für die Kinder noch gravierender 

wird, weil sie das Schulhaus wechseln müssen. Je länger Kinder im separativen 

Setting verbleiben, desto schwieriger wird die Reintegration. Die Initiative ver-

langt einen Verbleib von mindestens einem Semester, was für Kinder in diesem 

Alter bereits ein relativ langer Zeitraum ist. Indem die Förderklassen von Heilpä-

dagoginnen und Heilpädagogen geführt werden, fehlen diese Ressourcen in der 

Regelklasse. Somit verschieben sich die Ressourcen aus der Regelklasse in die 

Förderklasse, welche ja eben gerade zur Entlastung der Lehrpersonen der Regel-

klassen gedacht sind. Und es ist ein Fakt, dass es nicht nur das störende Kind gibt, 

sondern dass es halt immer mal wieder ein anderes Kind ist, das mit der Situation 

gerade nicht zurande kommt. Aber in vielen solchen Fällen stünde dann die Lehr-

person ganz allein da. Und da die Gemeinden nicht mehr Ressourcen zur Verfü-

gung haben – ich erinnere: kostenneutral –, werden sie ganz einfach grössere Re-

gelklassen bilden, was es für die Lehrperson noch einmal anspruchsvoller machen 

wird, also mehr Kinder, dafür keine zusätzlichen personellen Ressourcen mehr im 

Klassenzimmer. Es ist offensichtlich, hier verlieren sowohl die Kinder als auch 

die Lehrpersonen.  

Die Zuweisung zu einer Förderklasse erfordert eine ganze Menge von administ-

rativem Aufwand. So muss die Zuweisung sorgfältig erfolgen, was neben den 

Lehrpersonen die Schulleitung, die Schulpflege und den Schulpsychologischen 

Dienst miteinschliesst. Die Durchlässigkeit erfordert regelmässige Standortbe-

stimmungen, respektive es muss regelmässig abgeklärt werden, wann das Kind 

wieder in die Regelklasse zurückkehren kann. Und nochmals, je länger die Sepa-

ration, desto schwieriger die Reintegration, die ja dann wiederum die Lehrperson 

in der Regelklasse zu leisten hätte.  

Und so schliesst sich den Kreis: Die Initiative will eine Verbesserung, führt aber 

zu einer Verschlechterung für alle Beteiligten – für die Lehrpersonen, die Schul-

gemeinden und auch für die Kinder. Sowohl für die Separierten als auch für die 

Kinder in der Regelklasse würde diese Initiative nur Nachteile bringen. Der Kan-

ton Zürich hat sich zudem verpflichtet, die Behindertenrechte im Bildungssystem 

besser umzusetzen. Hinzu kommt, wie wir vorhin schon gehört haben, dass sämt-

liche betroffenen Verbände, wie der Verband der Schulleiterinnen und Schulleiter 

des Kantons Zürichs, der Vorstand der Zürcher Schulpräsidien und der Verband 

der Zürcher Lehrerinnen und Lehrer, die Initiative ablehnen, was ich für ein deut-

liches Zeichen halte.  

Die Idee des erweiterten Lernraums, welcher es situativ ermöglichen würde, ein 

Kind für eine sehr kurze Zeit, dafür unmittelbar, in ein anderes Setting zu schi-

cken, erscheint uns im Moment der machbarere Weg, sofern auch dort die Betreu-

ung durch eine ausgebildete Fachperson gewährleistet ist und die Separation zeit-

lich stark begrenzt wird. Aus all den oben genannten Gründen – und es gäbe noch 

mehr – muss die Initiative auf jeden Fall abgelehnt werden. 
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Marc Bourgeois (FDP, Zürich): «Wenn du entdeckst, dass du ein totes Pferd rei-

test, dann steig ab!», so lautet eine alte Weisheit der Dakota-Indianer. Das tote 

Pferd ist hier unsere heutige, der totalen Integration verpflichtete Volksschule. 

Doch was tun wir seit Jahren? Wir verdoppeln die Futterration für das tote Pferd, 

in der Hoffnung, dass es so wieder lebendig wird. Konkret: Die Anzahl Schüle-

rinnen und Schüler ist in den letzten zwölf Jahren um rund 20 Prozent gewachsen, 

der Aufwand für die Volksschule, also die Futterration, um über 80 Prozent. In 

derselben Zeitspanne sind die PISA-Resultate (Internationale Schulleistungsun-

tersuchung) kontinuierlich gesunken. Das Pferd bleibt tot. Eigentlich sind sich ja 

fast alle einig: Das System der schulischen Integration, wie wir es heute leben, ist 

gescheitert – Punkt. Es reicht oft ein Systemsprenger-Kind, um eine Klasse zu 

destabilisieren und 24 andere Kinder zu benachteiligen.  

Der Versuch, dieses erfolglose System mit immer mehr Personal zu stützen, hat 

die Situation eher verschlimmert. Der Koordinations- und Administrationsauf-

wand steigt laufend, ebenso der Lärm und die Unruhe in den Klassenzimmern. 

Die Kinder haben immer mehr Bezugspersonen, ein grosses Problem gerade für 

benachteiligte Kinder. Diese werden hin und her geschoben, niemand ist so wirk-

lich verantwortlich. Bildung braucht aber Beziehung. Die Schwachen erhalten 

eben keine besseren Chancen, wenn im Schulzimmer Chaos herrscht, im Gegen-

teil, diese Kinder können am wenigsten damit umgehen. Zugleich erhält das Gros 

der Kinder kaum mehr Aufmerksamkeit. Das heutige System sorgt nicht für 

Chancengerechtigkeit, sondern bestenfalls für Ergebnisgerechtigkeit. Am Ende 

sind alle gleich – gleich schlecht. Das Resultat: Ein Viertel der 15-Jährigen kann 

nicht richtig schreiben, lesen, rechnen, und dies, obschon der Personalbedarf pro 

Kind gegenüber Anfang dieses Jahrtausends um rund 50 Prozent gestiegen ist. 

Und trotzdem bleibt es eben doch nur eine Scheinintegration. Denn zum Kinder-

geburtstag oder zum Abmachen wird der Systemsprenger trotzdem meist nicht 

eingeladen oder höchstens auf Druck gewisser Eltern. Das stigmatisiert und 

schmerzt weit mehr. In einer Förderklasse würde das Kind wohl eingeladen.  

Die schulische Integration ist leider zum Glaubenssatz verkommen. Verkannt 

wird dabei, dass wir heute schon Schülerinnen und Schüler separieren, und zwar 

hart in externen Sonderschulen zu enormen Kosten; Schülerinnen und Schüler, 

die teilweise gut in Kleinklassen in der eigenen Gemeinde unterrichtet werden 

könnten, wenn es denn solche gäbe. Doch das heutige System kennt nur entweder 

– oder, die Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins Kröpfchen.  

Die Bevölkerung, die Bestellerin unserer Volksschule, hat das schon längst be-

griffen. Zwei repräsentative Umfragen vor zwei Jahren, publiziert in der NZZ und 

im Tages-Anzeiger, haben ergeben, dass eine glasklare Mehrheit der Bevölkerung 

wieder Kleinklassen wünscht. Auch eine Umfrage unter knapp 800 Basler Lehr-

personen – ja, es gibt Umfragen, man kann sie machen, wenn man den Mut hat – 

hat gezeigt, dass 90 Prozent dieser Lehrpersonen der Meinung sind, dass die in-

tegrative Schule, wie sie heute durchgeführt wird, überdacht und korrigiert wer-

den muss. Kein Wunder, stammt die Förderklassen-Initiative in Basel aus der Fe-
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der von Lehrpersonen, und kein Wunder, fürchten in Zürich die Bildungsperso-

nalverbände neutrale Umfragen in den eigenen Reihen wie der Teufel das Weih-

wasser. Sie ahnen, dass ihre Glaubenssätze monströs widerlegt würden.  

Was tun? Zur Diskussion stehen zwei Rezepte, erstens: Auf der einen Seite steht 

die Fraktion, die ständig nach mehr Ressourcen ruft, nach noch mehr Ressourcen. 

Das sind die, welche die Futterration für das tote Pferd verdoppeln wollen. Wer 

das Ganze bezahlen soll und woher die zusätzlichen Lehrkräfte kommen sollen, 

kümmert diese Integrationsexperten jedoch kaum. Und dann gibt es jene, die ei-

nen differenzierteren Ansatz der schulischen Integration fordern, der auch eine 

vorübergehende Separation erlaubt. Das sind die, die vom toten Pferd absteigen 

wollen und die Förderklassen-Initiative unterstützen. Was sind denn wirklich die 

Forderungen dieser Volksinitiative? Ziel ist es, wieder mehr Ruhe in die Schul-

zimmer zu bringen. Leider dominiert hinsichtlich der Umsetzung viel Halbwis-

sen, viele Falschbehauptungen wie auch im vorangehenden Votum. Das ist er-

staunlich, denn die Initiative hat die Form einer allgemeinen Anregung und 

schlägt nur ein paar Pflöcke ein. Der Kantonsrat entscheidet in jedem Fall über 

die konkrete Umsetzung.  

Welches sind diese Eckpfeiler? Erstens: Zugang für Schülerinnen und Schüler zu 

Förderklassen bei Bedarf. Der Entscheid erfolgt kommunal, nämlich durch die 

Schulpflege. Das heisst im Umkehrschluss: Wenn eine Schulpflege keinen Bedarf 

sieht oder mit anderen Gemeinden kooperieren möchte, braucht es dort auch keine 

Förderklasse. Zweitens: Die Verweildauer in der Förderklasse soll zwecks voll-

ständiger Entlastung der Klassenlehrpersonen mindestens ein Semester dauern 

und regelmässig überprüft werden. Drittens: Förderklassen sind heilpädagogisch 

geführt, wo möglich, im selben Schulhaus. Und viertens, ganz wichtig: Förder-

klassen sind rückkehrorientiert und unterrichten deshalb nach dem normalen 

Lehrplan. Und fünftens: Ja, Förderkassen sollen und können kostenneutral umge-

setzt werden. Wir haben nach dem riesigen Wachstum der letzten Jahre genügend 

Ressourcen und setzen diese im Moment einfach nicht zielgerichtet ein. Entschei-

dend ist zudem die Vergleichsbasis. Die Haltung unserer Gegner lautet ja seit Jah-

ren schlicht «noch mehr Ressourcen». Ohne Systemwechsel wird das also ganz 

sicher noch teurer. Mit Systemwechsel kann diese Aufwärtsspirale ziemlich si-

cher gebremst werden.  

Was die Initiative nicht fordert, aber immer wieder behauptet wird, dass sie es tut, 

ist, erstens: Wir fordern keine Wiedereinführung dauerhafter separativer Sonder-

klassen, wie wir sie vielleicht zum Teil aus unserer Jugend kennen. Sie fordert, 

zweitens, keinen Ausschluss von Kindern mit Behinderungen aus den Regelklas-

sen. In der Praxis geht es primär um oftmals vorübergehende Verhaltensprobleme. 

Das Wort «Behinderung» kommt gar nicht vor in der Initiative. Drittens: Sie sta-

tuiert keinen Zwang für Gemeinden, eigene Förderklassen zu führen. Und vier-

tens: Sie verlangt nicht, dass erweiterte Lärmräume oder Schulinseln nicht mehr 

stattfinden dürfen.  

Was werden wir von der Bildungsdirektion hören? Erstens wird sie auf das Be-

hindertengleichstellungsgesetz und die Salamanca-Erklärung (Erklärung der 

UNESCO betreffend Pädagogik für besondere Bedürfnisse) verweisen. Nur, die 



- 9 - 

Förderklassen-Initiative spricht an keiner Stelle von behinderten Kindern. Das 

Recht auf Bildung wird allen Kindern zugestanden, sogar in einem geeigneteren 

Rahmen. Zweitens: Die Bildungsdirektorin (Regierungsrätin Silvia Steiner) wird 

uns erklären, dass Kleinklassen heute schon möglich sind. Anita Borer hat gesagt, 

wieso das reine Theorie ist. Und drittens: Die Bildungsdirektorin wird uns auch 

erklären, dass die Schweizer Kinder in Mathematik in der letzten PISA-Studie in 

der Rangliste etwas nach vorne gerückt sind. Was sie uns dabei verheimlicht, ist, 

dass der Trend seit über zehn Jahren nach unten zeigt, und das auch bei diesem 

erwähnten Einzelresultat. Dass die Kinder trotzdem im Ranking weiter vorne 

sind, hat nicht damit zu tun, dass sie besser werden – sie sind schlechter geworden 

–, sondern dass die anderen Länder noch schlechter geworden sind, ein schwacher 

Trost. Und was wir auch hören werden, ist das Wort «anekdotische Evidenz», 

dass das alles Einzelfälle seien, auf die wir uns berufen, und eigentlich gar kein 

flächendeckendes Problem.  

Fazit: Die Förderklassen-Initiative ist nicht der Totengräber der schulischen In-

tegration, sondern möglicherweise deren letzte Rettung, bevor es der Bevölkerung 

und den Lehrpersonen ganz aushängt. Sie kann gar zu mehr schulischer Integra-

tion führen, weil mehr Kinder, die heute teils in staatliche und teils in private 

Sonderschulen verwiesen werden, wieder vermehrt in ihrem eigenen Umfeld be-

schult werden könnten. Das erleichtert auch die Reintegration. In unserem Staat 

entscheidet zum Glück nicht der Bildungs-Elfenbeinturm über die Volksschule, 

sondern die Bevölkerung. Und die – da sind wir sicher – hat es satt, immer mehr 

für eine Volksschule auszugeben, die trotz ausgebrannter Lehrpersonen immer 

weniger Output liefert. Wer allen Kindern mit demselben Rezept gerecht werden 

will, wird keinem gerecht. Sagen Sie deshalb Ja zur Förderklassen-Initiative und 

Nein zum Gegenvorschlag. Besten Dank. 

 

Nadia Koch (GLP, Rümlang): Eine gute Schule ermöglicht jedem Kind, sein Po-

tenzial zu entfalten, unabhängig von individuellen Voraussetzungen, darin sind 

wir uns hier drin hoffentlich alle einig. Die Volksschule mit all ihren Mitarbeiten-

den leistet dahingehend bereits heute grossartige Arbeit. Sie anerkennt Vielfalt als 

Teil unserer Gesellschaft, das ist unbestreitbar.  

Doch die Vielfalt der Bedürfnisse wächst weiter. Und die Frage ist nicht, ob wir 

die Integration fördern, sondern wie wir sie noch besser gestalten können, ohne 

Kinder zu überfordern und Lehrpersonen zu überlasten. Denn die Realität in un-

seren Klassenzimmern zeigt, dass unser integratives Schulsystem an seine Gren-

zen stösst. Lehrpersonen sind überlastet, die Heterogenität in den Klassen nimmt 

zu und die bestehenden Strukturen reichen oft nicht aus, um allen Bedürfnissen 

gerecht zu werden. Diese Belastungen führen zu einer immer grösseren Sorge, 

dass viele Kinder nicht die Unterstützung bekommen, die sie für eine erfolgreiche 

Schulkarriere benötigen. Das integrative Schulsystem, so wie es heute besteht, 

kann die Vielfalt und die sich stetig verändernden Anforderungen nicht mehr in 

ausreichendem Masse abdecken, darum halten wir an der Förderklassen-Initiative 

fest. Was wir brauchen, ist ein durchdachtes und nachhaltiges Konzept. Wir for-

dern Förderklassen für Kinder, die vorübergehend mehr Unterstützung brauchen, 
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um später erfolgreich in die Regelklasse zurückzukehren. Wir fordern eine nach-

haltige Entlastung der Lehrpersonen, damit sie ihren Bildungsauftrag in den Re-

gelklassen mit der notwendigen Qualität und Aufmerksamkeit wahrnehmen kön-

nen.  

Die Förderklassen-Initiative muss in diesem Kontext als eine notwendige Antwort 

auf die Herausforderungen betrachtet werden, mit denen wir heute konfrontiert 

sind. Ja, die Meinungen zum Vorschlag gehen auseinander und wir respektieren 

die Bedenken. Wir sehen die Förderklassen aber nicht als Forderung nach mehr 

Separation oder als eine Schwächung der Inklusion, wie manchmal behauptet 

wird. Vielmehr bietet sie eine ergänzende Massnahme, die dazu dient, dass Kinder 

mit besonderen Bedürfnissen die Unterstützung bekommen, die sie für ihre wei-

tere Entwicklung brauchen, um im späteren Verlauf wieder erfolgreich in die Re-

gelklasse integriert zu werden. Das Ziel bleibt immer, das integrative System zu 

stärken und die Durchlässigkeit zu fördern.  

Wir bedauern deshalb, dass der Regierungsrat mit dem Gegenvorschlag zwei 

sinnvolle Instrumente, erweiterte Lernräume und Förderklassen, gegeneinander 

ausspielt, anstatt sie zu kombinieren. Wir brauchen beides, kurzfristige Unterstüt-

zung durch erweiterte Lernräume und eine langfristige, strukturelle Lösung durch 

Förderklassen. Diese Massnahmen dürfen nicht als Alternativen betrachtet wer-

den, sie ergänzen sich.  

Es wird befürchtet, dass die Umsetzung der Förderklassen-Initiative negative 

Auswirkungen auf die Kostenentwicklung in den Gemeinden und auf den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt haben könnte. Wenn wir aber die langfristigen Kosten 

des derzeitigen Systems betrachten, in dem viele Kinder nicht die nötige Förde-

rung erhalten, dann müssen wir uns fragen, ob die Prävention und die Investition 

in die individuelle Förderung nicht letztlich zu einer Entlastung der Gesamtge-

sellschaft führen werden. Die langfristige Sicherstellung einer gerechten Bildung 

ist eine Investition in den sozialen Zusammenhalt und die Zukunft der Gesell-

schaft. Die Forderung nach Förderklassen stellt also keine Ablehnung des integ-

rativen Systems dar. Vielmehr geht es darum, den bestehenden Integrationsansatz 

weiterzuentwickeln und die notwendige Flexibilität zu schaffen, damit jedes Kind 

die Unterstützung bekommt, die es braucht, ohne das System zu überlasten. Die 

Förderung von Vielfalt und die Integration von Kindern mit speziellen Bedürfnis-

sen muss in einem System stattfinden, das die nötige Unterstützung bereitstellt, 

ohne die Qualität des Unterrichts für andere Kinder zu gefährden.  

Wir halten an der Förderklassen-Initiative fest, weil wir der Überzeugung sind, 

dass nur durch diese gezielte Förderung das integrative System zukunftsfähig 

bleibt. 

 

Livia Knüsel (Grüne, Schlieren): Ist man von einem System überzeugt, so muss 

man auch bereit sein, genau hinzuschauen. Wir Grüne halten am integrativen Mo-

dell fest, sehen aber, dass es in seiner Umsetzung noch nicht ausgereift ist. An der 

einen Stelle fehlen Ressourcen, an anderer Stelle holpern die Strukturen. Wir 

Grüne wollen darum auf eine schulische Zukunft hinarbeiten, in welcher eine in-
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tegrative Schule ohne Sand im Getriebe gelebt werden kann. Jetzt sind also prag-

matische Lösungen gefragt. Wir müssen über erweiterte Handlungsspielräume 

diskutieren, über mehr Flexibilität, und uns überlegen, wo Anpassungen im Sys-

tem notwendig sind.  

Den vorhandenen Problemen nun jedoch mit Zwängen zu begegnen, ist der fal-

sche Weg, und genau darauf arbeitet die Förderklassen-Initiative hin. Natürlich 

kann man sagen, es stehe im Initiativtext bloss «bei Bedarf haben Schüler und 

Schülerinnen Zugang zu Förderklassen», aber im Grunde genommen hat ja jede 

Gemeinde irgendwie Förderbedarf. Und dementsprechend läuft es eben darauf 

hinaus, dass man dann die Gemeinden dazu verpflichtet, eine Förderklasse zu füh-

ren. Das ist einfach eine Gefahr.  

Wie absurd ist doch diese Idee, die Gemeinden in dieser Sache bevormunden zu 

wollen, und auch paradox, denn jede Gemeinde darf schon heute, ich sage es sehr, 

sehr gerne, freiwillig eine Förderklasse gründen und führen, nachzulesen im 

Volksschulgesetz Paragraf 34, Stichwort «Kleinklasse». Und wenn ich jetzt von 

Ihnen höre, Marc Bourgeois und Anita Borer, das sei nicht möglich wegen feh-

lender Ressourcen: Natürlich, wir haben immer gerne mehr Ressourcen, darüber 

können wir diskutieren. Aber man kann innerhalb der zugeteilten Vollzeiteinhei-

ten durchaus eine Kleinklasse gründen, Schlieren ist das Beispiel dazu. In der Re-

alität ist es möglich, alles andere ist gelogen. Worin, bitte schön, besteht also das 

Problem? Sobald Gemeinden zu Förderklassen verpflichtet werden – und Ihre 

Rhetorik lässt uns erahnen, dass es dazu führen wird, zu einer Verpflichtung –, 

dann müssen diese Klassen auch mit Kindern aufgefüllt werden. Das sind die fal-

schen Anreize, die hier geschaffen werden. Wir wollen keine schulische Zwei-

Klassen-Gesellschaft heraufbeschwören. Wie unsinnig auch, mit dieser überflüs-

sigen Massnahme «Förderklasse» höhere Ausgaben zu riskieren. Kostenneutrali-

tät, das ist immer Ihr Stichwort bei dieser Initiative. Wie soll das gehen? Wer 

betreut denn unsere Kinder mit Förderbedarf in den Regelklassen, wenn die Heil-

pädagoginnen in den Förderklassen arbeiten? Wir haben auch in den Regelklassen 

Kinder, die heilpädagogischen Bedarf haben. Es ist ja nicht nur so, dass man dann 

jene aussortiert für die Förderklasse und der Rest ist einfach nicht mehr förderbe-

dürftig, das wissen Sie alle, wenn Sie den schulischen Alltag kennen.  

Sehr störend zudem der Hinweis, auf Entscheid der Schulpflege hin würden die 

Zuweisungen in die Förderklassen erfolgen. Heisst also, jedes Semester müssten 

dann neuerdings Schulleitungen, Leitung Bildung, Klassenlehrpersonen, Fach-

lehrpersonen und Schulpsychologinnen und -psychologen in Absprache mit der 

Schulpflege zu allen bisherigen Tagesgeschäften auch noch darüber entscheiden, 

welche Kinder in die Förderklasse hinein- oder herauskommen. Nicht zu verges-

sen die Eltern, die bei jeder dieser Entscheidungen zuverlässig ins Boot geholt 

werden müssen.  

Sind Sie sich der Administrationsblase dahinter bewusst? Diese Förderklassen-

Initiative ist nicht nur überflüssig, sondern sie schafft Sachzwänge und wird uns 

sehr teuer zu stehen kommen. Wir Grüne fokussieren auf teilintegrative Modelle, 

die niederschwelliger und durchlässiger sind. Im Fokus steht eine möglichst ra-

sche Reintegration in die Regelklasse. Die Einschulung in eine Klein- oder eben 
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Förderklasse sollte immer die letzte Möglichkeit sein. «Die Guten ins Töpfchen, 

die Schlechten ins Kröpfchen», das sollte nicht die Leitebene sein.  

Wir Grüne anerkennen durchlässige Zusatzklassen, wie dies in der Praxis mit den 

schulischen Lerninseln schon vielerorts gelebt wird. Der Gegenvorschlag der Re-

gierung formuliert dieses Prinzip mit dem Begriff des erweiterten Lernraums end-

lich aus und verspricht hierin mehr Ressourcen. Auch das Projekt «ME flex» (Mit-

teleinsatz flexibler gestalten) würde mit Sicherheit viel Sand im Getriebe lösen. 

Auf diese Vorlage warten wir schon seit Jahren und bitten die Regierung einmal 

mehr, hier vorwärtszumachen. Die Gemeinden sollen flexible und teilintegrative 

Modelle in der Schule leben können. Dabei muss auch die Entscheidungshoheit 

über die Art und Weise der Umsetzung in den Händen der Gemeinden bleiben; 

dies mit Rücksicht auf die jeweiligen ortsspezifischen Verhältnisse.  

Wir Grüne lehnen die Initiative ab und unterstützen den Minderheitsantrag. 

 

Kathrin Wydler (Die Mitte, Wallisellen): Die Zunahme von Kindern mit speziel-

lem Förderbedarf ist tatsächlich eine grosse Belastung für die Schulen und zeigt 

uns auch die Grenzen der Integration auf. Trotzdem geht die Initiative in die fal-

sche Richtung. Die Initiative will die Gemeinden verpflichten, Kleinklassen be-

ziehungsweise Förderklassen zu führen, und dies kostenneutral, was unter ande-

rem auch gleichbleibende Ressourcen bedeuten würde.  

Diese Verpflichtung der Gemeinden, welche von der Initiative gefordert wird, ist 

der Hauptunterschied zu der heutigen Situation. Gemeinden – wir haben es gehört 

– können heute schon Kleinklassen führen. Doch gerade wegen der Ressour-

centhematik setzen dies nur sehr wenige Gemeinden tatsächlich um, denn für 

Kleinklassen werden Lehrpersonen benötigt, welche dann in den Regelklassen 

fehlen. Dadurch werden Regelklassen grösser und entsprechend mehr belastet. 

Haben die unterstützenden Parteien jemals mit Schulen mit Kleinklassen über de-

ren Ressourcenproblematik gesprochen? Das sonderpädagogische Personal wird 

aus den Regelklassen abgezogen, wodurch Schülerinnen und Schüler mit Förder-

bedarf, wie zum Beispiel Rechtschreibschwäche, zu kurz kommen. Dies schwächt 

den Unterricht und die Unterstützung der Schülerinnen und Schüler in den Regel-

klassen.  

Kostenneutralität ist auch bei gleichbleibenden Ressourcen nicht gewährleistet, 

denn für Förderklassen muss mit zusätzlichen Schulraumkosten und allenfalls 

auch Transportkosten bei kleineren Gemeinden gerechnet werden. Und zudem 

bräuchte es wahrscheinlich bei verhaltensauffälligen Kindern auch zusätzlich so-

zialpädagogisches Personal, was wiederum einen Einfluss auf die Kosten hätte. 

Kurz gesagt: Wenn wir Kleinklassen wollen und die Qualität in den Regelklassen 

aufrechterhalten und verbessern wollen, dann hat es ein Preisschild und kann nicht 

kostenneutral sein.  

Die Gemeinden wissen am besten, was für sie die beste Lösung ist. Der Hand-

lungsspielraum der Gemeinden sollte möglichst wenig eingeschränkt werden, 

denn die Situation im Kanton Zürich ist je nach Gemeinde und sozialer Durchmi-

schung sehr unterschiedlich. Die Gemeinden müssen deshalb autonom entschei-

den können, was für sie die beste Lösung ist.  
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Die Initiative wird von Parteien unterstützt, welche die Steigung der Bildungskos-

ten kritisieren und welche mehr Freiheiten für die Schulen im Kanton fordern. Mit 

der Unterstützung der Förderklassen-Initiative werden spürbare Kostenfolgen für 

die Gemeinden ausgelöst und es werden bewusst für alle Schülerinnen und Schü-

ler in Regelklassen bisherige Unterstützungsleistungen abgezogen.  

Mit dem Vorschlag der Regierung, dem erweiterten Lernraum, kann nieder-

schwellig und rasch auf lokale Gegebenheiten reagiert werden. Dank den zusätz-

lichen Ressourcen werden die Regelklassen nicht geschwächt. Die Einteilung in 

eine Förderklasse hingegen braucht einen Schulpflegeentscheid und ist eine län-

gerfristige Massnahme.  

Wir lehnen deshalb die Initiative ab und unterstützen den Gegenvorschlag. Klein-

klassen haben aber ebenfalls ihre Berechtigung, jedoch ergänzend, nicht flächen-

deckend, und sie sollten freiwillig sein. Sie können insbesondere auch wegen der 

fehlenden Sonderschulplätze entlasten. Wir würden es begrüssen, wenn für die 

Bildung von Kleinklassen, analog wie für den erweiterten Lernraum, Ressourcen 

zur Verfügung gestellt würden, was heute nicht der Fall ist. Es ist davon auszuge-

hen, dass mehr Gemeinden freiwillig Kleinklassen bilden würden, wenn die Be-

dingungen anders wären und die Qualität der Regelklassen nicht darunter leiden 

würde. Wir werden uns deshalb weiterhin für eine ausgewogene Lösung einset-

zen. 

 

Hanspeter Hugentobler (EVP, Pfäffikon): Der Titel dieser Volksinitiative tönt at-

traktiv, «für eine Schule mit Zukunft», doch in Tat und Wahrheit will diese Volks-

initiative eine Schule der Vergangenheit, eine Schule, in der man Kinder und Ju-

gendliche mit besonderen Bedürfnissen separiert, ausgrenzt, stigmatisiert.  

Ohne Frage ist es an der Zeit, die gegenwärtigen Herausforderungen in unseren 

Schulen zu analysieren und zielführende Verbesserungsmassnahmen zu treffen. 

Diese Verbesserungen erreicht man aber nicht durch den Zwang zur flächende-

ckenden Einführung von separativen Förderklassen, die notabene auch noch kos-

tenneutral realisiert werden sollen. Nein, sinnvoll sind gezielte Verbesserungen 

wie die erweiterten Lernräume, wie sie der Regierungsrat im Gegenvorschlag er-

wähnt, aber auch die nötigen Ressourcenanpassungen im Berufsauftrag und je 

nach Situation auch heute schon mögliche Kleinklassen.  

Die EVP engagiert sich mit Überzeugung für eine Schule mit Zukunft. Wir lehnen 

daher die Volksinitiative ab und stimmen dem Gegenvorschlag des Regierungs-

rates zu. 

 

Nicole Wyss (AL, Zürich): Und täglich grüsst das Murmeltier. Auch heute müssen 

wir uns wieder die Ammenmärchen über Kostenneutralität, Entlastung der Klas-

sen und Klassenlehrpersonen und die Durchlässigkeit zwischen Förder- und Re-

gelklassen durch die Wiedereinführung von Kleinklassen anhören. Auch mit ei-

nem guten Titel wird um Aufmerksamkeit geheischt, «für eine Schule mit Zu-

kunft», wer will das nicht? Sie, liebe Initiantinnen und Initianten, Sie wollen das 

anscheinend nicht, denn Sie wollen zurück in die Vergangenheit, zurück in die 

Kleinklassen, zurück zur Separation. Sie wollen keine integrative Schule, auch 
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wenn Sie das natürlich nicht explizit formulieren. Sie möchten den Weg ebnen, 

um sogenannte Störenfriede in Kleinklassen abzuschieben, und dies mit dem Ver-

kaufsargument, es gehe besagten Kindern besser, es gehe den Lehrpersonen bes-

ser. Und dann behaupten Sie auch noch, das integrative Schulsystem führe zu we-

niger Chancengleichheit.  

Aber warum stören Kinder im Unterricht? Sie stören, weil sie über- oder unter-

fordert sind, vielleicht eine schwierige Familiensituation zu verarbeiten haben, 

vielleicht, weil sie eine körperliche oder geistige Beeinträchtigung haben. Einige 

brauchen mehr Bewegung als andere in ihrem Alter und wieder andere haben 

Verhaltens- oder Lernschwierigkeiten. All diese Kinder möchten Sie nun zusam-

men in eine Kleinklasse stecken? Viel Spass bei der Suche nach Heilpädagogin-

nen und -pädagogen. Ja, einige Kinder entfalten ihre Fähigkeiten in kleinen, eng 

begleiteten Gruppen. Andere brauchen mehr Bewegungspausen oder Rückzugs-

möglichkeiten. Die Good News: Das alles ist bereits heute möglich, und mit der 

Umsetzung des Gegenvorschlags der Regierung stärken wir die individuellen Lö-

sungen der Schulen.  

Ein weiteres Verkaufsargument von Ihnen, liebe Unterstützerinnen und Unterstüt-

zer hier im Rat, ist die Entlastung der Regelklassen und der Klassenlehrpersonen. 

Weil durch die verlangte Kostenneutralität Förderlehrpersonen aus den Regel-

klassen abgezogen werden, fallen dort aber Unterstützungsleistungen weg. Und 

Schülerinnen und Schüler werden auf Entscheid der Schulpflege hin in Förder-

klassen eingeteilt. Was hier in einem Satz so locker flockig daherkommt, ist ein 

aufwendiger, bürokratischer Akt. Schulische Standortgespräche, zusätzliche El-

ternarbeit, Anträge bei der Kreisschulbehörde und eine hohe Wahrscheinlichkeit, 

dass mehr Rechtsmittel ergriffen werden, da sicherlich nicht alle Eltern mit der 

Einteilung ihres Kindes in eine Förderklasse einverstanden sein werden. Ergo, die 

Entlastung der Klassenlehrpersonen wird durch andere Parameter wieder wettge-

macht, ebenso die Entlastung der Klassen.  

Die Kostenneutralität wird nicht möglich sein, das wissen Sie alle. Es braucht 

Investitionen in die Infrastruktur. Der administrative Aufwand wird massiv er-

höht. Mehr Heilpädagoginnen und -pädagogen werden benötigt. Liebe Unterstüt-

zerinnen und Unterstützer dieser Initiative, warum glauben Sie nicht, dass die Ge-

meinden die gesetzlich bereits vorhandenen Möglichkeiten für Entlastungsange-

bote für ihre Schule gut und richtig umsetzen können? Warum glauben Sie nicht 

an unsere Schulen, die tagtäglich ihr Bestes geben und die Herausforderungen 

meistern, die Sie als unlösbar darstellen? Gehen Sie bitte in die Schulen und 

schauen Sie sich die vielfältigen Entlastungsangebote an. Jede Schule weiss selbst 

am besten, was ihr Entlastung bringt, ob Schulinsel, Kleinklasse, Denkoase, För-

derzentrum, Tankstelle, Sternstunden, ich könnte noch weiterreden. Unsere Schu-

len lösen die Probleme, von denen Sie ständig behaupten, sie seien unlösbar, fast 

immer ohne Kleinklassen.  

Auch diese Initiative wird die Gemeinden nicht davon überzeugen, dass dies die 

richtige Lösung ist. Für die Alternative Liste ist klar, dass die Politik gefordert ist, 

um Integration möglich zu machen und weiterzuentwickeln. Kinder, die nicht der 

Norm und Ihren Vorstellungen entsprechen, einfach in Kleinklassen zu parkieren 
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und ihnen so einen Stempel auf die Stirn zu drücken, ist ungerecht, rückwärtsge-

wandt und ineffektiv. Wir wollen auch hier keine Kinder zweiter Klasse.  

Die Schule hat mündige, gebildete und selbstständige Erwachsene zum Ziel. Es 

ist erwiesen, dass integrierte Schülerinnen und Schüler als Erwachsene besser an 

der Gesellschaft teilhaben können und der Rest der Klasse keinen Nachteil hat. 

Von der Integration profitieren wir als Gesellschaft alle, auch ökonomisch, wenn 

Erwachsene selbstständig ihr Leben führen können und auf weniger Hilfe ange-

wiesen sind. Wir alle haben die Möglichkeit, uns für eine Schule mit Zukunft 

einzusetzen und Regelklassen wie auch Lehrpersonen wirksam zu entlasten – 

kleinere Klassen, Teamteaching, die Verbesserung des neuen Berufsauftrags – 

und durch die Unterstützung des Gegenvorschlags zu erweiterten Lernräumen, 

lassen Sie uns dies tun.  

Die Alternative Liste lehnt die Förderklassen-Initiative dezidiert ab. Sie ist ein 

Wolf im Schafspelz und vermag nicht zu halten, was sie verspricht. Daher werden 

wir uns auch überlegen, gegebenenfalls das Referendum zur Umsetzungsvorlage 

zu ergreifen. Die AL unterstützt den Minderheitsantrag des Regierungsrates für 

eine Schule mit Zukunft. Besten Dank. 

 

Christoph Ziegler (GLP, Elgg): Der vom Regierungsrat als Gegenvorschlag prä-

sentierte erweiterte Lernraum hat zwei Systemfehler: Erstens bleibt die Fallfüh-

rung der betroffenen Schülerinnen und Schüler weiterhin bei der Klassenlehrper-

son und sorgt hiermit nicht für die gewünschte Entlastung. Zweitens kommen die 

Schülerinnen und Schüler aus dem Lernraum nach wenigen Stunden oder Tagen 

in den Klassenverband zurück ins gleiche Setting, ohne dass das Problem, die 

Ursache der Störung behoben ist. Wir wollen nachhaltige Lösungen, vor allem 

auch für verhaltensauffällige Schülerinnen und Schüler. Der erweiterte Lernraum 

ist dazu nur eine kurzfristige Lösung. 

 

Carmen Marty Fässler (SP, Adliswil): Alles tönt schön, tönt gut in diesem Initia-

tiv-Titel, wie Hanspeter Hugentobler und Nicole Wyss ihre Voten auch angefan-

gen haben: Die SVP, die FDP, die GLP, sie setzen sich ein für eine Schule mit 

Zukunft, für eine Schule, die fördern will, statt überfordern. Wenn doch nur wie-

der einmal alles so einfach wäre; ich weiss fast nicht, wo anfangen mit meinen 

Gegenargumenten. Was nach einer ach so tollen Lösung tönt, ist ein Riesenan-

griff, das möchte ich hier betonen, es ist ein Riesenangriff auf die integrative 

Schule. Eine zukunftsfähige Schule mit einem Rückschritt, wie bitte? Mit einem 

Rückschritt zurück zur Separation? Die Unterstützer der Initiative sprechen von 

der Rettung der integrativen Schule. Wie bitte? Diese allgemeine Anregung ver-

langt eine klare Separation, ja, eine Ausgrenzung von Kindern; nicht für kurze 

Zeit, nein, für mindestens ein Semester lang. Das Kind bleibt dann nicht mehr in 

der Regelklasse, nein, es wechselt in eine Förderklasse, inklusive natürlich Orts-

wechsel; vielleicht nur in ein anderes Zimmer nebenan, vielleicht muss es aber 

auch in ein anderes Schulhaus gehen oder in eine Nachbargemeinde, das muss 

man dann halt schauen. Ich gebe nur ein Stichwort: Achtung, Situation Bildungs-

bauten, x-mal hier drin schon diskutiert. Ja, und was noch viel bedeutender ist als 
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dieser Ortswechsel, ist nämlich – und das ist jetzt auch ganz ein spannendes Vo-

tum, das ich vorhin gehört habe, da wurde nämlich von der Gegnerschaft gesagt, 

die Beziehung sei so wichtig: Die Schülerin oder der Schüler wechselt einerseits 

den Ort und zudem – ganz wichtig – wechselt die Schülerin/der Schüler, der Ju-

gendliche/die Jugendliche auch noch ihre Hauptbezugsperson, weil ja alles an 

eine neue Förderklassenlehrperson abgegeben werden soll. Sie bekommen neben 

dem Ortswechsel auch noch eine neue Bezugsperson.  

Eine erfolgreiche integrative Schule funktioniert doch einfach nicht so. Es braucht 

nämlich eine Stärkung des Regelunterrichts. Es braucht eine Stärkung der integ-

rativen Massnahmen und der Klassenlehrpersonen, und zwar nachhaltig. Für 

diese Stärkung gäbe es ganz viele Varianten, unzählige Varianten. Man hat näm-

lich bereits ganz viele von Sybille Jüttner gehört, sie hat sie schon schön ausge-

führt, beispielsweise  könnte man den neuen Berufsauftrag verbessern. Man 

könnte darüber nachdenken, ob kleinere beziehungsweise flexiblere Klassengrös-

sen eine bessere Lösung wären. Wir müssen dabei ansetzen, dass es gut ausgebil-

dete Lehrpersonen gibt. Und es braucht gut ausgebildete, heilpädagogische Fach-

lehrpersonen und weitere niederschwellige Angebote.  

Ein weiteres Stichwort möchte ich gerne aufnehmen. Von jemandem wurde ge-

sagt, die verschiedenen Verbände hätten Angst. Sie hätten Angst vor einer Ver-

änderung, weil nämlich der Zürcher Lehrerinnen- und Lehrerverband, aber auch 

der Fachverband Sonderpädagogik, der Verband der Schulleiterinnen und Schul-

leiter sowie der Verband der Schulpräsidien und der Verband der Elternmitwir-

kungsgremien die Initiative klar, sehr klar ablehnen. Das sind doch eigentlich die 

Experten der Bildungslandschaft. Der Dank meinerseits gilt nämlich all diesen 

Personen, welche tagtäglich so viel Engagement in den Schulen leisten und alles 

dafür geben, dass es den Schülerinnen und Schülern möglichst gut geht.  

Mit der Umsetzung einer solchen Initiative würden also – und das ist jetzt mein 

Fazit – nur ganz viele neue Probleme geschaffen, und die Chancengerechtigkeit 

würde überhaupt nicht zunehmen. Deshalb gibt es eine einzige Lösung: Unter-

stützung des Minderheitsantrags und klare Ablehnung der Initiative. 

 

Chantal Galladé (GLP, Winterthur): Ich weiss nicht, wer von Ihnen schon in ei-

nem Schulkreis Vollzeiteinheiten (VZE) verteilt hat. Ich durfte das vier Jahre lang 

machen (die Votantin war Kreischulpflegepräsidentin in Winterthur) und deshalb 

kann ich Ihnen auch sagen: Das ist ein sehr langwieriger, mühevoller Prozess, 

weil diese sogenannten VZE nie ausreichen. Es gibt immer viel mehr Schulen und 

Klassen mit Bedarf, als man VZE zum Verteilen hat. Und am Schluss muss man 

Kompromisse machen. Und es kommt eben nicht wirklich den Kindern zugute, 

weil man nicht die Klassen bilden kann, die man für diese Umstände bilden sollte; 

das vielleicht zu den VZE. Schulinseln, ja, die hatte meine Schule teilweise auch, 

das ist aber auch eine Ressourcenfrage. Und auch dort bei den Schulinseln geht 

das Kind weg von seiner Klassenlehrperson, zum Teil weg vom Schulhaus, weil 

man von den Ressourcen her nicht in jedem Schulhaus eine Schulinsel haben 

kann. Und wie mein Kollege Christoph Ziegler bereits gesagt hat, sind die Schu-
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linseln eine vorübergehende, stundenweise, höchstens tageweise Quasi-Entlas-

tung oder Möglichkeit, aber nicht eine Lösung, die das Problem bei der Wurzel 

packt.  

Schauen wir mal kurz historisch, warum wir heute überhaupt in dieser Situation 

sind: Es gab diese Sonderklassen A bis E. Man hat die dann aufgehoben, das ist 

auch gut. Man hat für alle Bedürfnisse der einzelnen Kinder neue Möglichkeiten 

mit Ressourcen geschaffen. Für die Fremdsprachigen hat man zusätzlich Ressour-

cen gesprochen, für die Kinder mit körperlicher Behinderung, für die lernschwa-

chen Kinder und so weiter. Es wurde überall ein Ersatz mit Ressourcen geschaf-

fen. Wo aber bis heute kein Ersatz mit Ressourcen, also kindsgebundener Ersatz 

geschaffen wurde, das ist die Verhaltensauffälligkeit, und das ist des Pudels Kern, 

von diesen Kindern sprechen wir heute. Und da geht es nicht um eine Separation, 

es geht nicht um eine Stigmatisierung. Verhaltensauffälligkeit ist nicht etwas, das 

vom ersten Jahr im Kindergarten bis zur dritten Oberstufe anhält. Das ist etwas, 

das phasenweise irgendwann bei einem Kind auftreten kann. Ein Kind kann ir-

gendwann einmal verhaltensauffällig werden, und das heisst nicht, dass das Kind 

falsch ist, sondern dass das Kind einen Bedarf hat. Das Kind hat einen Bedarf und 

der kann in einer Regelklasse mit einer Nicht-Heilpädagogin nicht einfach so ge-

klärt werden, denn es gibt keine heilpädagogischen Stunden für Kinder mit Ver-

haltensauffälligkeit.  

Unsere Initiative zielt darauf hin, dass die Bedürfnisse dieser Kinder eben wahr-

genommen werden, dass man schaut, was das Kind braucht. Es ist also eine in-

tegrative Initiative, nicht eine separative. Sie müssen einfach wirklich die Ideolo-

gie ablegen und an das Kind in dieser Phase denken. Es geht darum, dass wir bis 

heute keine kindsgebundenen Ressourcen für verhaltensauffällige Kinder haben, 

die in einer Phase ihres Lebens aufgrund eines Bedürfnisses verhaltensauffällig 

werden. Und auch diese Kinder haben kindsgebundene Ressourcen zugute, darum 

geht es eben schlussendlich.  

Jetzt können Sie sagen, es gebe ja Klassenassistentinnen. Ja, die gibt es, aber auch 

sie sind nur stundenweise in einer Klasse. Sie haben diese Ausbildung nicht und 

sind oft überfordert, um die Bedürfnisse dieser Kinder abzuklären. Das wäre nicht 

im Sinne dessen, wofür Klassenassistenzen gedacht sind, und genau darum geht 

es. Und wenn Sie jetzt sagen, wir hätten zu wenig Heilpädagoginnen und Heilpä-

dagogen, dann stimmt das, ja. Da muss man bei der Ausbildung etwas machen, 

Frau Regierungsrätin, nicht deckeln, sondern schauen, dass die Ausbildung eben 

möglichst geöffnet wird, damit wir mehr Heilpädagoginnen und Heilpädagogen 

haben. Aber denken Sie daran, es geht nicht um die Stigmatisierung von Kindern, 

es geht um Integration. Aber es geht darum, den Bedarf, die Bedürfnisse von ver-

haltensauffälligen Kindern – und ich betone, das sind sie nicht einfach ihr Leben 

lang –, diesen Bedarf zu klären, damit diese Kinder auch zu ihrem Recht und ihren 

Chancen kommen. 

 

Qëndresa Sadriu-Hoxha (SP, Meilen): Auf Seiten der Initiantinnen und Initian-

ten: Viel geredet, nichts tun, tun wir so, als würden wir etwas zur Entlastung tun, 

sei es für die Kids oder für die Lehrpersonen, und dann noch mit der Kirsche 
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obendrauf, kostenneutral. Schauen wir doch in die Realität des Schulalltags der 

Lehrpersonen und der Schülerinnen und Schüler. Es ist meistens nicht das eine 

Kind, das stört. Vielmehr sind es Dynamiken, die sich unter Schülerinnen und 

Schülern bilden, wobei Lehrpersonen vor allem im Klassensystem Entlastung 

durch weitere Fachpersonen im Klassenzimmer brauchen, wie das konkret schon 

jetzt einige, aber viel zu wenige Sozial- und Heilpädagoginnen und -pädagogen 

tun. Wie stellen Sie sich das vor? Die halbe Klasse rausschmeissen, die weiteren 

Fachpersonen auch gleich mit, und das gleich auch noch langfristig? Integration 

durch Separation, Entlastung durch Belastung, und keine Sorge, kosten tut es 

nichts; das müssen Sie mir einmal erklären, wie diese Gleichung Sinn machen 

soll.  

Bereits jetzt, und das haben wir schon einige Male gehört, besteht die Möglichkeit 

zu einem Time-out durch die Lerninseln. Bereits jetzt besteht die Möglichkeit, 

Kleinklassen zu errichten. Sprechen Sie doch mit Ihren und unseren Vertreterin-

nen und Vertretern in den unterschiedlichen Verbänden, die sich gegen die Initi-

ative ausgesprochen haben. Die Separation wird kaum bis gar nicht angestrebt. 

Die Entlastung des Klassensystems durch zusätzliche Fachpersonen, kurzfristige 

Timeouts auf Reintegrationsbasis und an die regionalen Gegebenheiten ange-

passte Lösungsansätze, das sind die Forderungen.  

Wir sagen klar: Wenn Entlastung, dann richtig, dann qualitativ, dann bedürfnis-

orientiert. Es braucht einerseits zusätzliche Fachpersonen im Klassensystem. Und 

andererseits müssen wir sicherstellen, dass Lerninseln durch einheitliche Umset-

zungsbedingungen gestärkt werden. Das heisst, bestehende und entstehende Lern-

inseln müssen von zusätzlichen Fachpersonen der Heilpädagogik oder sozialen 

Arbeit geführt werden, damit den Bedürfnissen der Kinder fachgerecht begegnet 

werden kann, diese pädagogisch gefordert und schnell in das Klassensystem rein-

tegriert werden können. Das sind konkrete Entlastungsmassnahmen, das ist schü-

lerinnen- und schülerzentrierte Arbeit. Wollen Sie etwas tun zur Entlassung des 

Schulsystems, anerkennen Sie die wichtige Arbeit der Fachpersonen im Schul-

system. Nehmen Sie die konkreten Forderungen und Lösungsansätze der Direkt-

betroffenen ernst. Hören Sie zu. Reden Sie weniger, tun Sie mehr. Danke. 

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur): Viele gute Gründe gegen diese Initiative ha-

ben Sie bereits von meiner Kollegin Livia Knüsel gehört, zwei, drei Aspekte 

möchte ich noch ausführen.  

Erstens: Diese Initiative ist bubenfeindlich. Sie, liebe bürgerliche Befürworterin-

nen und Befürworter, machen diese Schule bubenfeindlicher. Mädchen zeigen 

tendenziell eher ein nach innen gerichtetes Verarbeitungsmuster von Problemen. 

Dies zeigt sich in Verhaltensauffälligkeiten, die weniger sichtbar werden, wie Rit-

zen, Essstörungen und andere selbstverletzende Verhaltensweisen. Diese treten 

bekanntlich bei Mädchen häufiger auf. Im Gegensatz dazu verarbeiten und rea-

gieren Buben tendenziell eher mit extrovertierten Auffälligkeiten. Gerade das ex-

ternalisierte Verhalten, die Hyperaktivität, ADHS (Aufmerksamkeitsdefizit/Hy-

peraktivitätsstörung), ist viermal mehr diagnostiziert bei Jungen, ist deutlich 

sichtbar und wird oft als störend im Unterricht empfunden. Und so landen die 
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Jungen eben in Sonderschulen. Eine Verstärkung dieser Tendenz fordert diese 

Initiative jetzt noch. Wir wissen, dass Zahlen in der Politik nicht so gut funktio-

nieren, Emotionen ziehen immer besser. Wer sich aber für die Zahlen interessiert, 

findet im Schweizer Bildungsbericht, Seite 40, die aktuellen Zahlen, Zitat: «Im 

Vergleich zur Geschlechterverteilung in der Regelklasse sind die Knaben in Ein-

führungsklassen, plus 21 Prozent, anderen Sonderklassen, plus 24 Prozent, Son-

derschulklassen, plus 36 Prozent, häufiger vertreten als Mädchen», so die aktuel-

len Zahlen. Leider zeigen die Zahlen auch, dass im alten System, zu dem Sie zu-

rück wollen, Buben eben noch wesentlich häufiger in Sonderschulklassen und 

Kleinklassen überwiesen wurden. Lästige Schüler – ich bleibe bei der männlichen 

Form – wollen Sie wieder vermehrt separieren und ausgrenzen.  

Ein paar Worte noch zur Inklusion. Diese Initiative ist ein Looping in die Vergan-

genheit, zehn Jahre in der Umsetzung, etwa 50 Jahre in der Idee. «Zurück in die 

70er-Jahre mit der GLP», könnte der Slogan heute heissen. Dieser Weg zur inklu-

siven Gesellschaft ist leider wahrscheinlich nie abgeschlossen, denn es ist und 

bleibt immer ein Prozess. Wir wissen, dass es noch Schwierigkeiten bei der Um-

setzung der inklusiven Schule gibt, und es gibt auch schon Instrumente dagegen, 

um diese zu überwinden – ich verweise auf das Votum meiner Kollegin–, aber 

diese Initiative gehört ganz bestimmt nicht zu diesen Instrumenten. Wir werden 

weiter daran arbeiten, die Situation zu verbessern und den Weg zu einer inklusi-

ven Gesellschaft weiterzugehen. Einen mäandernden Weg halten wir für richtig, 

ein Looping in die Vergangenheit nicht.  

Und noch zu guter Letzt ein heilpädagogisches Argument aus meiner jahrelangen 

beruflichen Erfahrung aus der Integration von Menschen mit einer Beeinträchti-

gung: Ihre Initiative bremst Kinder beim Lernen. Längsschnittsuntersuchungen 

aus der Schweiz und Deutschland zeigen, dass Schülerinnen und Schüler mit einer 

Lernschwierigkeit oder einer geistigen Beeinträchtigung signifikant mehr lernen, 

wenn sie die Regelschule besuchen. Wenn die Kinder und Jugendlichen wieder 

in Kleinklassen zusammengefasst werden, fehlen ihnen wieder Vorbilder mit ei-

nem von uns erwünschten Verhalten. Sie lernen also wieder am Modell das uner-

wünschte Verhalten, verstärken ihr eigenes und verhindern so ein rasches Verlas-

sen der Förder- oder der Kleinklasse. Je länger die Separation, desto schwieriger 

die Reintegration. Lehnen Sie mit uns diese bubenfeindliche Initiative ab. Vielen 

Dank. 

 

Rochus Burtscher (SVP, Dietikon): Ich möchte gerne auf einzelne Voten replizie-

ren, die linke Seite hat ja eine ganze Armada aufgeboten. Die SP hat in ihrem 

Votum an die Adresse der Volksinitiative gesagt: Gut gemeint, schlecht gemacht. 

Ich würde sagen, was die SP aussagte, ist nett gesagt, aber nicht lösungsorientiert. 

Wenigstens hat die Grünen-Vertreterin «pragmatisch» erwähnt. Die AL-

Vertreterin hat in einer Aufzählung bestätigt, in welcher Hülle und Fülle sonder-

pädagogische Angebote bereits vorhanden sind. Und sie hätte wahrscheinlich 

noch für eine halbe Stunde so weitermachen können. Doch in erster Linie machen 

Sie nur Rechtfertigungen und versuchen, Probleme zu erfinden, obwohl Sie noch 

gar nicht ausprobiert haben, es in dieser Volksinitiative umzusetzen. Dann sollten 
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wir doch pragmatisch vorgehen, ich nehme die Grünen-Sprecherin beim Wort. 

Nicht alles, was früher war, ist übrigens schlecht. Hört man der SP genau zu, heisst 

es primär – hören Sie gut zu – Entlastung der Lehrkräfte, weil Kinder den Unter-

richt stören. Aber hallo? Es kommt mir vor, dass Lehrkräfte nach SP-Manier am 

liebsten Schule geben ohne Kinder, ausser sie sind konditioniert beziehungsweise 

pathologisiert. Deshalb ruft die SP nach Ressourcen für Lehrer und Lehrerinnen, 

analog zur ZLV-Forderung, und bringt den Berufsauftrag ins Spiel. Die SP und 

die Grünen haben in erster Linie anscheinend Ressourcenprobleme, was in ihrem 

Gedankengut übersetzt heisst: Gebt mir mehr Geld und wir können es lösen. Das 

haben wir in den letzten Jahren ja ständig getan, und was hat das gebracht? Die 

Aufzählung der AL-Vertreterin. 

Und dann wird angehängt, dass die Klasse grösser wird, und jetzt wird es schon 

wieder schwieriger für die Lehrerschaft. Das ist klarer gewerkschaftlicher Unsinn. 

Ich verstehe euch, denn Änderungen lösen Ängste aus, und zwar in erster Linie 

Verlustängste wie Besitz, Macht und Geltung. Deshalb gibt es nur eine Lösung, 

und zwar die Unterstützung der Volksinitiative «Förderklasse». Danke vielmals. 

 

Birgit Tognella-Geertsen (SP, Wangen-Brüttisellen): Zu Beginn möchte ich 

meine Interessenbindung darlegen: Ich arbeite bei der Pro Infirmis Kanton Zürich, 

einer Fach- und Beratungsorganisation für Menschen mit Behinderung. Wir set-

zen uns stark für die Selbstbestimmung und Inklusion ein. Auch in meiner Familie 

ist das Thema Inklusion von zentraler Bedeutung. Meine Tochter hat die Diagnose 

ASS, das ist eine Autismuspektrumsstörung, ich weiss also, wovon ich rede.  

Es ist unbestritten, dass die Förderklassen-Initiative einen Rückschritt darstellt. 

Sie ist eine klare Entscheidung für die Separation. Statt Kinder mit Förderbedarf 

in den Klassengemeinschaften zu stärken, werden sie ausgegrenzt. Ein Wechsel 

zurück in die Regelklasse nach einer längeren Zeit in einer separaten Klasse ist 

kaum realisierbar. Zudem würde die Einführung der Förderklassen wertvolle heil-

pädagogische Ressourcen an der Regelklasse abziehen, das würde den Fachkräf-

temangel zusätzlich verschärfen. Auch die Finanzierung ist unklar, da die gefor-

derte Kostenneutralität unrealistisch ist.  

Ich möchte an dieser Stelle nicht weiter auf diese Initiative eingehen, da sie im 

Widerspruch zu meinem festen Grundgedanken einer inklusiven Schule steht. 

Vielmehr möchte ich für eine Schule für alle plädieren, eine Schule, die den Kin-

dern, den Lehrkräften und der Bildungsqualität ganz klar nicht schadet, wie sie 

die SVP auf der Homepage darstellt. Im Jahr 2014 hat die Schweiz die UN-BRK 

(Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen) unterzeichnet. Damit ver-

pflichtet sich die Schweiz, allen Kindern den Zugang zur Regelschule in der Nähe 

ihres Wohnorts zu ermöglichen, vorausgesetzt, sie erhalten die notwendige Un-

terstützung, um ihre individuellen Lernziele zu erreichen. Der Kanton Zürich und 

die Schweiz anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderung auf Bildung. 

Um dieses Recht ohne Diskriminierung im Sinne von Chancengleichheit zu ver-

wirklichen, garantiert die Schweiz ein integratives Bildungssystem auf allen Ebe-

nen. Wir sind in der Pflicht, das umzusetzen. Wer behauptet, die Integration sei 
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gescheitert, gesteht sich damit lediglich ein, dass er die Chancen und Potenziale 

einer inklusiven Bildung nicht erkannt hat. Diese Haltung ist ein Armutszeugnis.  

Die Idee einer inklusiven Schule, die alle mitnimmt, ist zukunftsweisend und es-

senziell, um eine echte Chancengleichheit zu fördern. Die Frage, ob eine inklusive 

Schule den Anforderungen gerecht wird, wird häufig aufgeworfen. Doch die Aus-

sage, dass die Integration im Schulsystem gescheitert sei, kann ich ganz klar nicht 

unterschreiben. Natürlich ist es eine Herausforderung, das ist eine Tatsache, die 

wir meistern müssen. Aber es geht nicht um Scheitern, sondern darum, das Sys-

tem kontinuierlich zu verbessern und anzupassen. Und mit dieser Haltung hat die 

Förderklassen-Initiative nichts zu tun. Pro Infirmis, ProCAP Zürich Schaffhau-

sen, Insieme Kanton Zürich (Organisationen, die sich für die Rechte von Behin-

derten einsetzen) und die BKZ (Behindertenkonferenz Kanton Zürich) haben das 

erkannt. Sie setzen sich klar für eine inklusive Schule ein.  

Wir haben einen konstruktiven Alternativvorschlag, um die öffentliche Debatte 

in eine andere Richtung zu lenken. Wir lancieren im Kanton Zürich gemeinsam 

die Initiative «Schule für alle». Wir möchten eine Schule, die allen Kindern ge-

recht wird, unabhängig von ihren individuellen Voraussetzungen. Unsere Initia-

tive möchte die Probleme der integrativen Schule überwinden und die Rahmen-

bedingungen für schulische Inklusion schaffen. Wir fordern, dass das Volksschul-

gesetz angepasst wird, um die Finanzierung und Organisation der sonderpädago-

gischen Massnahmen zu reformieren, neu zu denken und anzupassen. Derzeit er-

halten Schulen sonderpädagogische Ressourcen erst, wenn sie die Kinder mit be-

sonderem Förderbedarf etikettieren. Das führt zu einem hohen bürokratischen 

Aufwand, verzögerten Unterstützungsleistungen und einer unnötigen Stigmatisie-

rung der betroffenen Kinder. Eine indexbasierte, pauschale Finanzierung würde 

bedeuten, dass die Mittel für sonderpädagogische Massnahmen und Sonderschu-

len nicht mehr fallweise anhand von Diagnosen vergeben werden, sondern auf die 

Basis objektiver Kriterien, wie zum Beispiel sozioökonomische Faktoren, Anteil 

Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, Schulgrösse und Struktur et 

cetera. Mit diesem Ansatz sehen wir eine inklusive Zukunft für unsere Kinder, die 

Lehrpersonen, die Eltern und die Schulgemeinen, weg vom Scheitern, Überfor-

dern, Separieren – hin zu einer Schule für alle. Wir werden diese Initiative dem-

nächst einreichen, und ich bin ganz klar gegen die Förderinitiative. 

 

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Teilweise musste ich schon etwas staunen, was von 

den Befürwortern der Förderklassen-Initiative behauptet wurde. Insbesondere, 

wenn ich Chantal Galladé zugehört habe, muss ich schon sagen, zum Teil war es 

inhaltlich einfach falsch. Chantal Galladé hat behauptet, heute könne man nur 

Schulinseln machen. Das stimmt einfach nicht. Man kann auch heute permanente 

Kleinklassen machen. Wir haben es gehört, in Schlieren wird das anscheinend 

gemacht, in der Schuleinheit meines Kindes in Dietikon gibt es auch eine perma-

nente Kleinklasse. Das kann man heute machen. Man muss es allerdings von den 

Ressourcen nehmen, die die Schuleinheit zugeteilt bekommen hat. Ja, jetzt nickst 

du (gemeint ist Chantal Galladé). Aber der Witz ist: Ihr fordert in eurer Initiative, 

es müsse kostenneutral sein. Das heisst, ihr kriegt keine Ressourcen mehr für 
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diese Kleinklassen beziehungsweise, wenn man eine Kleinklasse macht, braucht 

man ja trotzdem eine Lehrperson, hat aber weniger Schüler, man muss die Res-

sourcen also von den Regelklassen wegnehmen. Und das ändert sich gegenüber 

heute nicht. Man kann heute Kleinklassen machen, man muss die Ressourcen bei 

den Regelklassen abziehen. Und bei einer kostenneutralen Umsetzung eurer Ini-

tiative kann man wieder Kleinklassen machen und muss die Ressourcen bei den 

Regelklassen abziehen.  

Was bedeutet denn das? Man muss nach der Initiative mehr Kinder für längere 

Zeit und permanenter in die Kleinklassen tun. Das bedeutet mehr Ressourcen über 

längere Zeit von den Regelklassen weg. Das bedeutet grössere Klassen für alle, 

schlechtere Betreuung in den Kleinkassen, denn sonst gehen zu viele Ressourcen 

bei den Regelklassen weg. Das ist das, was du geschildert hast, es ändert sich 

nichts, es verschlechtert sich nur. Das heisst eben: Anstatt dass man es nur bei 

spezifischen, bei relativ extremen Fällen macht, wird es dann einfach viel breiter 

gemacht, und am Schluss leiden primär die Regelklassen. Denn die sind zum Teil 

heute schon gross und sind dann noch viel grösser.  

Es wurde zum Teil auch behauptet, man müsse es halt einmal probieren. Man 

muss sagen, dass man diese Kleinklassen jahrzehntelang ausprobiert hat, insbe-

sondere mit verhaltensauffälligen Schülern, und das System ist glorios geschei-

tert. Es war eine Lehrerverbrennungsmaschine sondergleichen. Ich kenne das von 

verschiedenen Leuten, die in der Schulpflege tätig waren. Sie sagten, bei diesen 

Sonder-B- und Sonder-D-Klassen musste man einfach permanent neue Lehrper-

sonen suchen, denn nach einem Jahr hielt das keiner mehr aus. Die anderen fanden 

es zum Teil schon toll, aber man hatte Riesenprobleme. Die Schüler sind nirgends 

hingekommen und es hat überhaupt nicht funktioniert. Zu behaupten, das sei toll 

gewesen, ist einfach eine Verklärung der Vergangenheit.  

Also: Man soll schauen, wie man punktuell das heutige System anpassen kann. 

Aber zu meinen, man gehe glorios in eine gescheiterte Vergangenheit zurück, ist 

naiv, nicht sonderlich schlau und einfach nicht zukunftsgewandt. Es wird den Kin-

dern nicht gerecht und das Problem wird nicht geändert. Ihr verbietet, irgendeine 

Ressource mehr zu geben, das bedeutet grosse Klassen für alle anderen und eine 

unbefriedigende Situation in separierten Kleinklassen. Das ist eine Lose-lose-

lose-Situation. 

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen): Heute geht es um Schülerinnen und Schüler, es 

geht um unsere Kinder, es geht um die Frage, wie sie ihren Rucksack mit den 

Instrumenten, den Werkzeugen und dem Wissen, das sie für die Zukunft brau-

chen, füllen können. Wir reden darüber, wie dieser Rucksack eben gut gefüllt 

werden kann, damit dann auch die Sozialkompetenz, das Lernen, wie man lernt, 

und das Grundwissen, auf welches das lebenslange Lernen aufbauen kann, vor-

handen sind. Und wir reden darüber, weshalb es eben in der Regelklasse nicht für 

alle funktioniert. Denn es gibt Kinder, die brauchen für eine Weile kleinere Grup-

pen, die brauchen mehr Ruhe, stärkere Betreuung, um dann wieder in der Regel-

klasse bestehen zu können, damit sie nicht nonstop am Limit laufen und an einer 

Überforderung leiden. Und an dieser Stelle eine ganz kurze Replik an Herrn Heer, 
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und ich hoffe, Sie hören zu: ADHS war bis vor wenigen Jahren eine Diagnose, 

die nur Knaben erhielten. Mädchen konnten gar nicht diagnostiziert werden. Und 

wenn Mädchen an Überforderungen leiden und deshalb in sich kehren und sich 

zurückziehen, ist das auch eine Verhaltensauffälligkeit. Und auch diese Mädchen 

leiden und auch diese Mädchen brauchen kleinere Gruppen und Ruhe. Und wenn 

wir diese Mädchen nicht erkennen, dann werden wir diesen Mädchen leider nicht 

gerecht. Und deshalb braucht es diese Förderklassen für Knaben und Mädchen,  

Kinder, die mit ihrem Verhalten auffallen. Ob sie laut oder eben ruhig werden, 

das ist ein Hilfeschrei. Es ist oft ein Ausdruck von Überforderung, eine Überfor-

derung, die eben in der grossen Regelklasse nicht gelöst werden kann. Die Kinder, 

die auffallen, leiden meistens selbst am meisten. Sie spüren, dass sie stören, sie 

spüren, dass es für sie nicht stimmt. Sie brauchen Hilfe. Die Lehrperson leidet 

dann, weil sie entweder dieser Schülerin oder diesem Schüler oder eben dem Rest 

der Klasse gerecht werden kann, aber nicht beiden. Und die Klasse leidet, weil sie 

nicht dort arbeiten kann, wo sie ist, sondern weil ständig diese Thematik themati-

siert werden muss, und das ist für alle eine Belastung. Diese Kinder brauchen 

keine Sonderschule. Diese Kinder brauchen einen Ort, wo sie zur Ruhe kommen 

können, nicht nur für ein, zwei, drei Tage, sondern eben für eine Zeit, bis sich 

diese Überforderung abgebaut hat und sie wieder in der Regelklasse bestehen kön-

nen, bis sie den Rucksack mit dem Werkzeug und dem Wissen gefüllt haben, das 

sie brauchen, um in der Regelklasse bestehen zu können.  

Wenn wir wirklich Integration wollen, dann heisst es eben, hinzusehen, zuzuhö-

ren, und zwar bei allen. Kleine Gruppen braucht es manchmal. Und wir müssen 

hinhören, wer diese braucht. Es braucht ein System, das für alle tragfähig ist, das 

auf die Bedürfnisse eingeht. Wir wollen dieses Element den Gemeinden ermögli-

chen, damit sie bedarfsgerecht auf die Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler 

reagieren können.  

Und wenn ich nun von der linken Seite höre, dass Sie Angst haben, dass die Ge-

meinden dann eine solche Klasse bilden müssen, dann ist das für mich entlarvend. 

Offensichtlich haben Sie Angst, dass das Bedürfnis nach solchen kleinen Klassen 

tatsächlich besteht, und zwar nicht nur in einzelnen Gemeinden, sondern eben in 

vielen Gemeinden. Es entlarvt, denn Sie wollen offensichtlich alle Kinder in die 

gleiche Regelklasse zwängen, und das ist nicht Integration, das ist nicht bedürf-

nisorientiert, das ist nicht bedarfsgerecht. Das sind alles Forderungen, die Sie in 

der Vergangenheit häufig gerne auch in den Vordergrund und über die Gemein-

deautonomie stellten, heute aber nicht. Heute ist es das Argument, hinter dem Sie 

sich verschanzen, und über Lösungen wollen Sie nicht diskutieren.  

Wir reden hier über eine Initiative, die eine allgemeine Anregung ist; eine allge-

meine Anregung, die eine Lösung schaffen will. Ich bitte Sie, kommen Sie zur 

Vernunft. Diskutieren Sie mit uns über die Lösung und nicht über Argumente, die 

man auch beseitigen kann. Diskutieren Sie mit uns über Lösungen, die eben echte 

Integration bedeuten, die bedürfnisorientiert sind, die bedarfsgerecht sind. Ich 

hoffe, Sie stimmen zu. 
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Ratspräsident Jürg Sulser: Ich möchte an dieser Stelle noch eine Klasse des Gym-

nasiums Hohe Promenade bei uns recht herzlich begrüssen. Schön, seid ihr bei 

uns und interessiert euch für unsere Politik.  

 

Livia Knüsel (Grüne, Schlieren) spricht zum zweiten Mal: Da es sich abzeichnet, 

dass diese Initiative vom Rat angenommen und der Gegenvorschlag abgelehnt 

wird, ergreife ich nochmals das Wort. Wir Grüne sehen, dass diese Förderklassen-

Initiative zu massiven Rückschritten in unserem Schulsystem führen wird. Wir 

Grüne sehen auch, dass diese Initiative nicht kostenneutral sein kann. Massive 

Kostenerhöhungen sowie Separation innerhalb der Klasse, das sind Entscheidun-

gen, die nicht an der Bevölkerung vorbeigeschleust werden können. Das wäre 

höchst undemokratisch. Die Bevölkerung müsste über diese Änderungen, die zu 

einem grossen Einschnitt in das jetzige Schulsystem führen würden, abstimmen 

können.  

Wir Grüne werden uns vorbehalten, gegen die Umsetzungsvorlage der Regierung 

das Referendum zu ergreifen. 

 

Chantal Galladé (GLP, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Ich möchte noch 

kurz auf das Votum von Frau Joss eingehen: Selbstverständlich weiss ich als ehe-

malige Schulpräsidentin, dass ich auch kleine Klassen bilden kann. Das ist mir 

nicht unbekannt, sonst hätte ich meinen Job nicht richtig gemacht. Ich habe auch 

nicht gesagt, dass die Schulinseln zum Beispiel das Einzige sind, sondern ich habe 

sie nur als Möglichkeit genannt. Aber wenn ich dazu meine VZE brauche, meine 

Vollzeiteinheiten, dann bilde ich am anderen Ort umso grössere Klassen. Das 

zieht immer einen Rattenschwanz nach sich, denn die VZE kann ich nicht ver-

mehren, also das ist das Problem. 

Und wenn Sie jetzt sagen, es gehe aber eben darum, das Problem zu lösen: Wir 

wollen nicht zurück zum alten System, das ist reine Polemik, das wäre reine Po-

lemik. Denn das alte System haben wir zu Recht aufgehoben und Ressourcen für 

die verschiedenen Bedürfnisse freigestellt. Wir haben Ressourcen freigestellt für 

Heilpädagogik-Stunden, für Logopädie-Stunden, die werden immer kindsgebun-

den gesprochen. Jedem Kind werden kindsgebunden aufgrund eines SAV (Stan-

dardisiertes Abklärungsverfahren) Ressourcen gesprochen, das läuft so. Für die 

fremdsprachigen Kinder haben Sie auch die entsprechenden Ressourcen in Form 

des DAZ (Deutsch als Zweitsprache) und so weiter, Aufnahmeklassen et cetera. 

Also diese Sonderklassen wurden zu Recht aufgehoben und die Verhaltensauffäl-

ligen mit entsprechenden Ressourcen integriert. Ich will nicht zurück zu dieser 

Sonderregelung, niemand von uns will zu dieser zurück, das ist nicht die Idee. Die 

Idee ist aber nicht, dass die Kinder eben jahrelang dableiben, denn hinter Verhal-

tensauffälligkeit steckt immer ein Bedarf. Und diesen Bedarf kann ich als Klas-

senlehrerin in einer 25er-Klasse nicht klären. Da bin ich überfordert, da lege ich 

das System lahm. Und das sage ich Ihnen als Berufsfachschullehrerin. Ich habe 

sie wirklich sehr gern, die nicht ganz einfachen Klassen, ich nehme manchmal 

auch zusätzliche Jugendliche freiwillig auf und sage: Wenn die in einer anderen 

Klasse nicht laufen, können sie sie mir geben. Also es ist ganz sicher nicht so, 
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dass mir der integrative Gedanke fehlt oder dass ich das nicht völlig logisch finde, 

dass man das macht. Aber es geht zeitweise darum, den Bedarf zu klären, wenn 

ein Kind verhaltensauffällig wird, und diesen Bedürfnissen gerecht zu werden. 

Und sonst wird man eben auch Ihren Buben nicht gerecht, Herr Heer, und allen 

Kindern nicht gerecht, die einen besonderen Bedarf haben und auf deren Bedürf-

nisse nicht eingegangen wird. «Chancengerecht» heisst eben nicht zu jeder Zeit 

das Gleiche, sondern heisst das, was das Kind wirklich braucht. Und dann können 

Sie die Ressourcen auch effizient einsetzen, nämlich dort, wo sie gebraucht wer-

den. 

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Besten Dank für die 

Worterteilung zum zweiten Mal. Ich möchte kurz noch replizieren auf die GLP: 

Anscheinend wurde mein Argument betreffend Mädchen oder Jungen nicht ganz 

richtig verstanden. Ich habe auch von Mädchen-Verhaltensauffälligkeiten gespro-

chen, die sich eben spezifischer bei Mädchen zeigen, ich habe sie nicht ausge-

schlossen. Aber leider sind eben diese Verhaltensauffälligkeiten weniger deutlich 

und weniger sichtbar, und da hilft es, wenn man gut zuhört. Der Effekt, den Sie 

eben schaffen, ist, auch wenn Sie es nicht wollen, Chantal Galladé, auch wenn Sie 

es nicht wollen, dass sie zurückgehen. Ihre Initiative, die Sie jetzt unterstützen, 

wird dahingehend Wirkung zeigen, dass eben eine überproportionale Verschie-

bung von Jungen, von Buben in diese Kleinkassen stattfinden wird.  

Ein weiteres Argument, das wir noch gar nicht besprochen haben, wären übrigens 

die Rekursmöglichkeiten, die Eltern zustehen würden. Hier möchte ich mal sehen, 

was das für einen Riesenaufwand geben wird, wenn Sie die Initiative so umsetzen, 

wie sie jetzt vorliegt. Darüber haben wir noch gar nicht gesprochen. Und ob mit 

dieser Rekursmöglichkeit auch eine aufschiebende Wirkung oder eben nicht er-

zielt werden kann, auch das sind Effekte, die Sie überhaupt nicht besprochen ha-

ben und zu denen Sie sich keine Gedanken gemacht haben. Ja, ich habe alles ge-

sagt, danke. 

 

Marc Bourgeois (FDP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Das war eine auf-

schlussreiche Debatte. Ich bin aber etwas irritiert. Rotgrün ist tatsächlich gegen 

Förderklassen, weil diese mehr kosten würden, also mehr Jobs in der Bildungsin-

dustrie bringen würden. Diese Krokodilstränchen nimmt Ihnen niemand ab. Es 

hat Sie noch nie gekümmert, was etwas kostet. Die Kostenexplosion in den letzten 

Jahren oder die 70 Millionen Franken, über die wir im Moment in der KBIK dis-

kutieren, sind ein Klacks für Sie. Sie sind immer dabei, wenn es darum geht, neue 

Stellen zu schaffen, denn leider machen Sie lieber Bildungspersonalpolitik als 

Bildungspolitik. Wer das nicht glaubt, soll einmal die beruflichen Hintergründe 

der Rednerinnen und Redner studieren, das zeigt eigentlich alles.  

Sie schwanken zwischen «Kleinklassen sind heute schon möglich» und «Klein-

klassen wären das Ende der schulischen Integration». Entscheiden Sie sich. Sie 

schwanken zwischen «Förderklassen würden mehr kosten» und «wir brauchen 

ohne Förderklassen einfach mehr Ressourcen, dann wird das gut». Entscheiden 

Sie sich.  
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Zu den Kosten, insbesondere an Livia Knüsel: Wir bauen heute Schulhäuser re-

gelmässig immer mit einem Gruppenraum pro Klasse, weil die Heterogenität Un-

terrichten in einem Klassenzimmer oftmals schlicht nicht mehr ermöglicht. Wir 

verfrachten Kinder, die durchaus in einer Förderkasse Platz haben, mangels Al-

ternative in Sonderschulen zu Kosten von über 50'000 Franken pro Jahr. Hinzu 

kommen Transportkosten und so weiter. 

Und wenn man dann Angst hat wegen der übermässigen Administration, wissen 

Sie, was heute passiert? Heute versucht jede Schule, möglichst viel abzuklären, 

damit möglichst viele Kinder einen Status erhalten, damit man möglichst viele 

Ressourcen erhält. Das ist administrativer Leerlauf. Mit Förderklassen wäre das 

an vielen Orten gar nicht mehr nötig.  

Ganz interessant, obwohl es eigentlich schon zehnmal gesagt wurde, war das Vo-

tum von Birgit Tognella. Sie hat auf behinderte Kinder, auf Kinder mit Behinde-

rungen fokussiert. Nun, wir erwähnen das Wort «Kinder mit Behinderungen» 

nicht, wir reden von Systemsprengern, wir reden von verhaltensauffälligen Kin-

dern, nicht von behinderten Kindern, die sind meistens kein Problem. Ich zitiere 

das Behindertengleichstellungsgesetz: Die Kantone fördern, so weit, wie es mög-

lich ist – das heisst, es ist nicht immer möglich, verstehen Sie das? – und dem 

Wohl des behinderten Kindes oder Jugendlichen dient – das heisst, es dient nicht 

immer dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen –, mit entsprechenden Schu-

lungsformen die Inklusion behinderter Kinder und Jugendliche in die Regel-

schule. Da geht es um behinderte Kinder. Und noch einmal, wir reden nicht von 

behinderten Kindern. Aber selbst bei behinderten Kindern ist es ja nicht immer 

der Fall, dass man sie integrieren kann, sonst hätten wir keine Sonderschulen. Ba-

selland und Biel haben Kleinklassen und Förderklassen, und niemand hat vor 

Bundesgericht geklagt und gesagt, das sei ein Verstoss gegen Menschenrechte. 

Die Inklusion trivialisiert, ja bagatellisiert die jeweiligen spezifischen Bedürfnisse 

dieser Kinder. Es sind nicht alle Kinder gleich.  

Vielleicht noch ein Hint an die Mitte, googeln Sie mal «Umfrage Kleinklassen», 

NZZ oder Tages-Anzeiger. In beiden Umfragen – und das sind repräsentative 

Umfragen – haben 66 Prozent Ihrer Basis gesagt, sie wollten zurück zu Kleinklas-

sen. Sie politisieren an Ihrer Basis vorbei, weil Ihre Bildungsdirektorin halt einer 

anderen Meinung ist. Ich würde mir das gut überlegen, denn das könnte dann 

schief herauskommen an einer Delegierten-Versammlung bei einem Referendum. 

Ich komme dann gerne vorbei und referiere.  

Und zur Genderfrage: Ich war am letzten Dienstag beim Besuchstag meines Soh-

nes, elf Jahre alt. Es war sehr aufschlussreich. Die Gender-Unterschiede finden 

jetzt in diesen Klassen statt. Die Mädchen strecken auf, die Buben hängen am PC. 

Die Mädchen lösen Aufgaben, die Buben sitzen auf dem Fenstersims und arbeiten 

am PC, und so weiter und so fort. Es gibt riesige Unterschiede im heutigen Sys-

tem, weil man offenbar, ja, vielleicht nicht genügend auf die Jungs eingehen kann, 

das sieht man dann auch bei den Übertritten ins Gymnasium.  

Soll ich jetzt auch sagen, «ich habe eigentlich alles gesagt»? Das hätten Sie gerne? 

Nein, noch zum regierungsrätlichen Gegenvorschlag, dazu habe ich mich noch 

nicht geäussert: Ich glaube, es ist klar, etwas, das man heute schon machen kann 
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– und das hat die Bildungsdirektorin vor wenigen Wochen bestätigt –, ist einfach 

kein Gegenvorschlag. Kann man machen, kostet Geld, aber ist kein Gegenvor-

schlag. Besten Dank. 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Herr Bourgeois, Sie haben mir gleich das 

Stichwort geliefert: Dann ist Ihre Initiative auch keine Initiative, wenn der Gegen-

vorschlag kein Gegenvorschlag ist. Denn wir haben heute bereits die gesetzliche 

Möglichkeit, sogenannte Kleinklassen und Förderklassen zu bilden. Da müssen 

Sie mir noch einmal sagen: Was ist denn der Mehrwert einer Initiative, wenn man 

bereits eine gesetzliche Grundlage hat, das zu tun, was die Initiative verlangt? Da 

müssen Sie mir sagen, was der Mehrwert ist. Das Einzige, was ich mir vorstellen 

kann in diesem Zusammenhang, ist, dass es einen Zwang gibt für die Gemeinden, 

diese Klassen einzuführen. Sonst würden wir nämlich gesetzlich genau beim glei-

chen Zustand bleiben, den wir heute schon haben. Das müssen Sie mir erklären, 

wo diese Differenz ist zwischen der Möglichkeit, heute Kleinklassen zu bilden, 

und den Kleinklassen, die Sie fordern. Ich sehe keinen Unterschied ausser dem 

Zwang, und ich bitte Sie, schenken Sie den Leuten da reinen Wein ein und sagen 

Sie bitte, was Sie damit wollen. 

 

Rosmarie Joss (SP, Dietikon) spricht zum zweiten Mal: Ganz ehrlich gesagt, liebe 

GLP, ich glaube Ihnen, dass Sie das alte System nicht wollen. Aber ich würde 

Ihnen einfach sehr, sehr stark empfehlen, den Initiativtext zu lesen. Was Sie ge-

mäss Ihren Voten wollen, das gibt es mit der Kostenneutralität, die die Initiative 

fordert, einfach nicht. Es ist genau das gleiche Problem wie heute. Wenn man 

Kleinklassen bilden will, zieht man Ressourcen von den anderen Klassen ab. Es 

gibt keine FTE (Full Time Equivalent) mehr, es ist das genau Gleiche in Grün. 

Und damit, mit dieser zwingenden Forderung der Kostenneutralität, ist mit der 

Forderung der Initiative eigentlich nur ein Rückschritt ins alte System möglich, 

das Sie ja auch nicht wollen. Vielleicht sind Sie doch so ehrlich zu sich selbst und 

realisieren, dass Sie mit der Initiative das Gegenteil bekommen von dem, was Sie 

eigentlich möchten, und lehnen die Initiative mit uns ab. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Marc Bourgeois wurde angesprochen, er wünscht 

noch einmal das Wort. 

 

Marc Bourgeois (FDP, Zürich): Lieber Thomas, du hast mit einer Gegenfrage 

reagiert, ich könnte wieder mit einer Gegenfrage reagieren, nämlich: Wenn sich 

ja gar nichts ändert mit der Initiative, wieso bekämpft ihr sie so intensiv? Ihr wisst 

eben genau, dass sich etwas ändern würde, und ich gebe trotzdem eine Antwort: 

Letztendlich geht es um die Ressourcenzuteilung. Es geht einerseits darum, wel-

che Mittel zur Verfügung stehen, um solche Förderklassen einzurichten, und es 

geht darum, wo die speziellen Förderressourcen eingesetzt werden. Ihr wollt ei-

gentlich dasselbe. Ihr wollt die Förderressourcen für diese Kinder mit diesen Be-

dürfnissen einsetzen, so wie wir auch. Aber ihr wollt, damit es so aussieht, wie 
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wenn man integriert wäre, das Ganze im Schulzimmer stattfinden lassen, und das 

geht zulasten aller Kinder. Und das wollen wir nicht mehr. 

 

Nicole Wyss (AL, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Auch ich würde gerne noch 

replizieren.  

Zu Kantonsrätin Stünzi, Sie haben gesagt, wir reden hier nicht über Lösungen. 

Das stimmt doch nicht, der Minderheitsantrag stärkt die integrative Schule. Und 

die Mädchen mit ADHS, über die Sie gesprochen haben, die eben nicht auffallen, 

genau diese Mädchen werden nicht in der Förderklasse landen. Warum? Sie stö-

ren nicht, sie ziehen sich zurück. Und diese Mädchen bleiben in der Regelklasse, 

was wiederum für die Regelklasse eine Mehrbelastung sein wird. Und dort haben 

wir keine Förderlehrpersonen mehr, weil die ja alle in der Förderklasse sind.  

Zu Kantonsrätin Koch, die Integration stosse an ihre Grenzen: Ja, das stimmt, aber 

warum? Weil man von Anfang an bei den Ressourcen «geschmürzelet» hat, man 

wollte nicht genug Ressourcen in die Integration geben. Der Gegenvorschlag wäre 

auch hier eine gute Lösung, eine bedarfsgerechte Lösung, eine gezielte Lösung.  

Und zu Kantonsrätin Borer: Sie haben wiederholt gesagt, «wir wollen zu den Bes-

ten gehören». Ein klareres Votum für die Separation ist fast nicht möglich, das ist 

sozialdarwinistisch angehaucht. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wünscht niemand mehr das Wort? Okay, dann gebe 

ich das Wort jetzt unserer Bildungsdirektorin, Regierungsrätin Silvia Steiner. 

 

Regierungsrätin Silvia Steiner: Besten Dank, Herr Präsident, und ich wünsche das 

Wort tatsächlich. Aber ich gehe nicht davon aus, dass Sie mich als «Niemand» 

bezeichnet haben (Heiterkeit).  

Eine kleine Vorbemerkung: Was Sie hier suchen, ist eine eierlegende Wollmilch-

sau, etwas, das nichts kostet, aber sehr viel Nutzen bringt. Und was Sie auch, 

glaube ich, erkannt haben, ist, dass überall dort, wo wir noch mehr Ressourcen 

hineinpumpen, diese Ressourcen in aller Regel auch gebraucht werden. Dort, wo 

wir sehr viele Sonderschulangebote oder heilpädagogische Angebote haben, wer-

den diese immer ausgeschöpft. Das ist das Dilemma, in dem wir uns befinden. 

Der Rat hat am 3. März 2025 eine Motion (KR-Nr. 39/2024) zu den Kleinklassen 

überwiesen, heute geht es jetzt um die Förderklassen. Worin sich Kleinklassen 

und Förderklassen unterscheiden, wird die KBIK sicher dann noch beschäftigen.  

Die Initiative trägt den Titel «für eine Schule mit Zukunft – fördern statt überfor-

dern». Am Freitag wurde eine weitere Initiative zum Thema lanciert mit dem Titel 

«Schule für alle». Zusammen gäbe das dann «eine Schule mit Zukunft für alle», 

dahinter kann ich stehen.  

Wir wollen und müssen eine Schule für alle Kinder und Jugendlichen in diesem 

Kanton anbieten. Wenn es uns in der Schule nicht gelingt, die Kinder und Jugend-

lichen zu integrieren, wird es uns als Gesellschaft später auch nicht mehr gelingen. 

Wir haben in der Schule einen gesetzlichen Auftrag zur Integration, wir haben als 

Gesellschaft eine Verantwortung.  
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Dass dies nie eine einfache Sache war und ist, das ist unbestritten. Unsere Volks-

schule ist eine Schule für alle Schülerinnen und Schüler, und sie soll alle fördern 

und fordern. Alle Kinder im Kanton haben den gleichen Anspruch darauf, dass 

sie ihre Begabungen entfalten können, und für alle Jugendlichen gilt, dass die 

Volksschule die Grundlage für eine erfolgreiche berufliche Zukunft legen muss. 

Dies gelingt uns bereits heute gut. Die Volksschule ist leistungsfähig und damit 

ein wesentlicher Grund dafür, dass gut 90 Prozent der 25-Jährigen im Kanton Zü-

rich einen Abschluss auf Sekundarstufe II haben.  

Unsere Volksschule ist gerade auch deshalb erfolgreich, weil sie unterschiedliche 

Ansprüche vereinen kann. Einseitige oder absolute Konzepte bewähren sich in 

einer Volksschule, die eben gerade eine Schule für alle sein muss, nicht. Es ist mir 

ein Anliegen, dass wir das bei weiteren Diskussionen um die Integration in der 

Schule beherzigen. Es gibt nicht eine richtige Lösung für alle Kinder, Schulen 

oder Gemeinden, zu unterschiedlich sind die Verhältnisse und Bedürfnisse.  

Diesem Grundsatz entsprechend, hat der Regierungsrat einen Gegenvorschlag zur 

Förderklassen-Initiative vorgelegt, der den Gemeinden beim Umgang mit heraus-

fordernden Schülerinnen und Schülern mehr Handlungsspielraum geben soll. Mit 

erweiterten Lernräumen können die Schulen ein niederschwelliges Angebot auf-

bauen, das sich in ähnlicher Form in der Praxis schon bewährt hat. Und unser 

Gegenvorschlag sieht auch mehr Mittel dafür vor. Deshalb braucht es eine gesetz-

liche Grundlage, obwohl die Gemeinden auch heute schon auf eigene Kosten ein 

solches Instrument einsetzen könnten.  

Im Gegensatz zur Initiative sieht der Gegenvorschlag die zusätzlichen Ressourcen 

vor, und das ist der wesentliche Unterschied. Die Initiative hingegen möchte ne-

ben Kleinklassen nun auch noch Förderklassen einführen. Die Gemeinden müss-

ten solche Klassen bei Bedarf möglichst in jedem Schulhaus anbieten, und sie 

müssten dies ohne zusätzliche Ressourcen tun. Es ist klar, dass das nur aufgehen 

kann, wenn man bei den Regelklassen Ressourcen reduziert. Damit besteht die 

Gefahr, dass sich die Initiative zum Nachteil der grossen Mehrheit unserer Schü-

lerinnen und Schüler auswirkt.  

Ich bitte Sie deshalb, den Gegenvorschlag zu unterstützen, damit wir gemeinsam 

eine ausgewogene Lösung für den Umgang mit herausfordernden Schülerinnen 

und Schülern erarbeiten können. 

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

I. 

Minderheitsantrag Kathrin Wydler, Karin Fehr Thoma, Hanspeter Hugentob-

ler, Sibylle Jüttner, Livia Knüsel, Carmen Marty Fässler, Qëndresa Sadriu-

Hoxha: 
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I. Die Volksinitiative «für eine Schule mit Zukunft – fördern statt überfordern» 

(«Förderklassen-Initiative») wird abgelehnt.  

II. Teil B dieser Vorlage wird als Gegenvorschlag beschlossen.  

III. Die Volksinitiative und der Gegenvorschlag werden den Stimmberechtigten 

zur gleichzeitigen Abstimmung unterbreitet. Wird die Volksinitiative zurückgezo-

gen, untersteht der Gegenvorschlag dem fakultativen Referendum. 

IV. Der Beleuchtende Bericht wird vom Regierungsrat verfasst. Er unterliegt der 

Genehmigung durch die Geschäftsleitung des Kantonsrates.  

V. Mitteilung an den Regierungsrat und das Initiativkomitee. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Kathrin Wydler 

gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 96 : 77 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und damit den Re-

gierungsrat zu beauftragen, eine Vorlage auszuarbeiten, die dem Begehren 

der Erfolgsinitiative entspricht.  

 

II. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 
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